
Anlage 6 
 
 
Gemeindeverwaltungsverband (GVV) Wendlingen am Neckar 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Satzung über Örtliche Bauvorschriften 
,,Ghai II-Neckarwasen, 1. Änderung und Erweiterung“ 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB - 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 07. Juli 2022 und der Frist von 31 Tagen 
nach Erhalt des Schreibens durchgeführt. 
 
Über die Stellungnahmen der Behörden wird im Folgenden berichtet: 
(Kürzel: VBP = Vorhabenbezogener Bebauungsplan, VEP = Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan, FNP = Flächennutzungsplan) 
 

Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

1. ZV Gruppenklärwerk Wendlingen 
am Neckar 
(Schreiben vom 08.07.2022) 

 

  

Die Flächen sind in der aktuellen 
Schmutzfrachtberechnung nicht enthal-
ten, insoweit bitten wir um weitere Betei-
ligung im Verfahren – insbesondere hin-
sichtlich der geplanten Entwässerung 
und Niederschlagswasserbehandlung 
 

Es wird entsprechend verfahren. 
 
Ein Konzept zur Entwässerung 
und zur Niederschlagswasserbe-
handlung wurde erarbeitet und mit 
den Fachbehörden abgestimmt. 
 

ja 

Wir verweisen außerdem auf unser 
Schreiben vom 08.06.2017 
 

  

Schreiben vom 08.06.2017: 
 
Für das Plangebiet wird ein neuer Be-
bauungsplan aufgestellt. Außerdem müs-
sen Änderungen im Flächennutzungs-
plan erfolgen. 
 

  

Dies hat Anpassungen unserer Schmutz-
frachtberechnung und des Beteiligungs-
verhältnisses der Verbandsgemeinde 
Köngen zur Folge. 
 

Kenntnisnahme --- 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Ver-
fahren. 
 
 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
 
2. Handwerkskammer Region Stutt-

gart 
(Schreiben vom 12.07.2022) 

 

  

Vielen Dank für die frühzeitige Beteili-
gung. Zum aktuellen Verfahrensstand 
haben wir weder zu diesem vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan noch zum Um-
fang und Detaillierungsgrad einer evtl. 
erforderlichen Umweltprüfung Bedenken 
oder Anregungen. 
 

Kenntnisnahme --- 

3. Transnet BW 
Trassierung und Leitungstechnik 
(Schreiben vom 19.07.2022) 

 

Die Stellungnahme zur parallel 
zur Aufstellung durchgeführten 
FNP-Änderung gilt auch für den 
VBP und wurde daher nachfol-
gend entsprechend übernommen. 

 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend er-
halten und mit unserer Leitungsdoku-
mentation abgeglichen. Unsere Stellung-
nahme sowie einen Lageplan und einen 
Längenprofilplan können Sie dem An-
hang entnehmen. 
 

  

Wir bitten um die Aufnahme unserer Lei-
tungsanlage in die Darstellung des zeich-
nerischen Teils zur Flächennutzungs-
planänderung mit der folgenden Bezeich-
nung: 
380 kV-Leitung Neckarwestheim – 
Wendlingen (TransnetBW GmbH). 
 

Der Trassenverlauf sowie die er-
forderlichen Freihaltezonen wur-
den in die Planzeichnung nach-
richtlich übernommen.  
Der Textteil des Bebauungsplans 
enthält ergänzende Hinweise. 
(siehe auch Stellungnahme Ziffer 
7 Ampirion) 
 

ja 

Wir möchten bereits jetzt auf einige Si-
cherheitsvorschriften hinweisen, die zu 
beachten sind. Etwaige Mehrkosten bei 
der Bauausführung und der späteren Un-
terhaltung sind vom Antragsteller bzw. 
dem jeweiligen Eigentümer zu tragen: 
 

Kenntnisnahme 
 
Die nachfolgenden Hinweise wur-
den im Textteil des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans mit 
Satzung über Örtliche Bauvor-
schriften ,,Ghai II-Neckarwasen, 
1. Änderung und Erweiterung“ 
aufgenommen. 
  

--- 

1. Die TransnetBW muss gemäß § 43 
Abs. 2 LBO bei jeglichen Baumaßnah-
men im Bereich der Höchstspannungs-
freileitungsanlage bereits zur Planung 
gehört werden. 

Es wird entsprechend verfahren. ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
2. Im Bereich der Höchstspannungsfrei-
leitung ist darauf zu achten, dass mit 
Personen, Baugeräten oder anderen Ge-
genständen stets ein Schutzabstand von 
mindestens 5 m zu den Leiterseilen ein-
gehalten wird (DIN VDE 0105-100 
6.4.4.102 und Tabelle 103). Gemäß § 7 
der Unfallverhütungsvorschrift „Elektri-
sche Anlagen und Betriebsmittel GUV-V 
A 3“ darf dieser Schutzabstand von Per-
sonen, Baugeräten (u.a. bei der Planung 
von Kranstandorten zu beachten) oder 
anderen Gegenständen nicht erreicht 
werden. Dabei ist ein seitliches Aus-
schwingen der Leiterseile zu berücksich-
tigen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

3. Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe zur 
Leitungsanlage kann es unter Umstän-
den zu unangenehm spürbaren Elektri-
sierungen durch Funkenentladungen, vor 
allem beim Berühren von leitfähigen Ge-
genständen (metallische Bauteile oder 
Baugerätschaften), kommen. Dies be-
deutet für betroffene Personen eine ge-
ringfügige Belästigung, eine direkte Ge-
fährdung besteht aber nicht. Um Sekun-
därunfälle zu vermeiden, ist im Bereich 
der Höchstspannungsfreileitung darauf 
zu achten, dass sämtliche metallische 
Bauteile wie Geländer, Metallzäune und 
Fertigungsmittel (Kran, Steiger, LKW) 
o.ä. ausreichend geerdet sein müssen, 
um eine elektromagnetische Aufladung 
zu verhindern. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

4. Die Einrichtung von jeglichen Photo-
voltaikanlagen im Bereich des Schutz-
streifens der Leitungsanlage ist nur unter 
Einhaltung der geltenden Sicherheitsab-
stände zulässig  
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

5. Wir weisen Sie darauf hin, dass bei Ih-
rem Vorhaben die Normen zur Beeinflus-
sung von Telekommunikationsanlagen 
(Reihe DIN VDE 0845-6-) bzw. von 
Rohrleitungen (DIN EN 50443) durch 
Starkstrom- bzw. Hochspannungsanla-
gen sowie die einschlägigen 

Kenntnisnahme 
 

--- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Technischen Empfehlungen der Schieds-
stelle für Beeinflussungsfragen zu be-
achten sind  
(http://www.sfb-emv.de/sfb_doks.html). 
 
6. In einem Radius von 20 m um die Au-
ßenkanten der Masten dürfen keine Er-
dungsanlagen oder Leitungsanlagen 
ohne gesonderten Schutz gegen Beein-
flussung durch die Höchstspannungsfrei-
leitungsanlage angelegt oder installiert 
werden 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

7. Die Lagerung und Verarbeitung leicht 
brennbarer Stoffe im Schutzstreifen der 
Leitung, auch während der Bauzeit, ist 
nicht oder nur mit Zustimmung der 
TransnetBW zulässig. Dies betrifft auch 
die Lagerung von leicht brennbaren Stof-
fen in nicht handelsüblichen Mengen in-
nerhalb von Gebäuden oder Containern. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

8. Die Nutzung von Parkplätzen, Lager-
flächen im Bereich der Höchstspan-
nungsfreileitungen muss zweckgebun-
den sein. Es muss ausgeschlossen wer-
den, dass diese Flächen für anderweitige 
Nutzungen (z.B. Übernachtung in Wohn-
mobil) Verwendung finden. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

9. Reklametafeln, Beleuchtung u. ä. dür-
fen im Schutzstreifen nicht bzw. nur in 
Abstimmung mit der TransnetBW aufge-
stellt werden. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

10. Im Bereich von Höchstspannungs-
freileitungen können im Nahbereich Aus-
wirkungen der elektromagnetischen Fel-
der auftreten. Insbesondere weisen wir 
darauf hin, dass u. a. bei elektronischen 
Geräten Störungen bzw. Fehlfunktionen 
durch die magnetischen 50-Hz-Felder 
von Höchstspannungsfreileitungen auf-
treten können. Die TransnetBW haftet 
nicht für den Ausfall oder die fehlerhafte 
Funktion von Geräten. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

11. Bei widrigen Wetterverhältnissen 
können an Höchstspannungsfreileitun-
gen TA-Lärm relevante Geräusche 

Kenntnisnahme 
 

--- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

(„Koronageräusche“) auftreten, deren 
wesentliche Ursache elektrische Entla-
dungen an Wassertropfen auf den Leiter-
seilen sind. Diese Emissionen entstehen 
bei Regen oder Schneefall und können 
mit der Intensität des Niederschlags zu-
nehmen. 
 
12. Im Bereich der Leiterseile kann es 
bei entsprechender Witterung evtl. zum 
Eisabwurf kommen. Auch ist nicht auszu-
schließen, dass es zu Verschmutzung 
durch Vogelkot unter den Seilen bzw. im 
Mastbereich kommen kann. Die Trans-
netBW haftet nicht für daraus folgende 
Schäden. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

13. Im Schutzstreifen geplanten Bäume 
und Sträucher müssen stets einen Min-
destabstand von 5 m zu den Leiterseilen 
haben. Um wiederkehrende Ausästun-
gen oder gar die Beseitigung einzelner 
Bäume und Sträucher zu vermeiden, bit-
ten wir dies bereits bei der Pflanzenaus-
wahl zu berücksichtigen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

14. Der Bauherr bzw. die von ihm be-
auftragten Baufirmen haften für alle 
Schäden, die durch die Bautätigkeit 
an der Höchstspannungsleitung ent-
stehen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Der Beginn der Bauarbeiten ist unserer 
Betriebsstelle,  
E-Mailadresse: 
TNG-ALO-Arbeitsplanung@trans-
netbw.de, 
Herrn Walter Tel.: +49 170 4555436 min-
destens 14 Tage vor Baubeginn mitzutei-
len. Unsere Betriebsstelle wird nach 
Rücksprache den verantwortlichen Bau-
leiter nach LBO vor Ort unterweisen. Die 
einzuweisende Person muss der deut-
schen Sprache in Wort und Schrift mäch-
tig sein. 
 

Kenntnisnahme 
Wird im Rahmen der Bauausfüh-
rung beachtet. 

--- 

Wir bitten um die weitere Beteiligung an 
Ihrem Verfahren 
. 

Es wird entsprechend  
verfahren. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

   
4. BW Regierungspräsidium Freiburg 

Forstdirektion 
(Schreiben vom 22.07.2022) 

 

  

Von den Planungen sind nach Rück-
sprache mit der unteren Forstbehörde 
beim Landratsamt Esslingen keine Wald-
flächen im Sinne des § 2 LWaldG betrof-
fen; forstrechtliche Belange werden so-
mit nicht tangiert. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Die untere Forstbehörde beim Landrats-
amt Esslingen erhält Kenntnis hiervon. 
 
 

  

5. Flughafen Stuttgart GmbH 
(Schreiben vom 22.07.2022) 

 

  

1. Bauschutzbereich 
Das Bebauungsplangebiet liegt nicht im 
Bauschutzbereich nach § 12 LuftVG des 
Flughafens Stuttgart. Von Seiten der 
Flughafen Stuttgart GmbH bestehen in-
sofern gegen die festgelegten Bauhöhen 
keine Bedenken.  
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

2. Lärmschutz 
Das Bebauungsplangebiet liegt außer-
halb des Lärmschutzbereiches für den 
Flughafen Stuttgart. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am 
Verfahren und möchten Sie bitten, im 
weiteren Planverfahren erneut beteiligt 
zu werden. 
 

  

6. Stadtwerke Esslingen a. N. GmbH 
& Co. KG 
(Schreiben vom 28.07.2022) 

 

  

Die SWE haben zur 1. Änderung und Er-
weiterung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans mit Satzung über örtliche 
Bauvorschriften ,,Ghai II-Neckarwasen“ 
des Gemeindeverwaltungsverbandes 
Wendlingen keine Einwände. 
 

Kenntnisnahme --- 

Wie aus beiliegendem Plan ersichtlich, 
befinden sich im Geltungsbereich des 

Die Gasanschlussleitungen wer-
den berücksichtigt. 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Bebauungsplans Gashausanschlusslei-
tungen der SWE, die bei der zukünftigen 
Bebauung berücksichtigt 
werden müssen. 
 

 

   
7. Amprion GmbH 

(Schreiben vom 01.08.2022) 
 

  

Unmittelbar östlich des Geltungsberei-
ches der o. g. Bauleitplanungen  
verläuft im Schutzstreifen die im Betreff 
genannte Gemeinschaftsleitung  
von Amprion und TransnetBW.  
 

Der Trassenverlauf sowie die er-
forderlichen Freihaltezonen wur-
den in die Planzeichnung nach-
richtlich übernommen.  
Der Textteil des VBP enthält er-
gänzende Hinweise. 
(siehe auch Stellungnahme Ziffer 
3 Transnet BW) 

ja 

Vertragsgemäß ist für die Erteilung von 
Netzauskünften für diese Leitung die 
TransnetBW GmbH zuständig. Wir ha-
ben die Anfrage zuständigkeitshalber an 
die zuständige Fachabteilung weiterge-
leitet. 
 

  

Weitere Versorgungsleitungen von 
Amprion verlaufen nicht im Geltungsbe-
reich der Bauleitplanungen. 
 

  

8. Zweckverband Landeswasserver-
sorgung B7 Wasserverteilung 
(Schreiben vom 02.08.2022) 

 

  

Betroffen: 
LW-Zubringerleitung Deizisau, DN 300 
GGG, teilweise in Überrohr DN 600 St 
und teilweise in Straßenstollen B 313 mit 
LW-Kupferfernmeldekabel in Kabel-
schutzrohr DA 100 PE auf Rohrgraben-
sohle sowie LW-KKS-Anlage Nr. 25.36 
Köngen 1 
 

 ja 

Allgemeines:  
Im vorliegenden Bebauungsplan ist eine 
Überbauung der LW-Zubringerleitung 
Deizisau mit einem Gebäude („Parkhaus 
Ost“) sowie einer 6 m hohen Lärm-
schutzwand vorgesehen. Dem kann nicht 
zugestimmt werden. Es gelten die Vorga-
ben des Abschnitts „Schutzstreifen“ 
 

Kenntnisnahme 
Eine Umlegung der genannten 
Leitung innerhalb des Geltungs-
bereichs des VBP ist erst im Rah-
men der Ausbaustufe 2 (Bau des 
Parkhauses Ost) notwendig. 
Erste Abstimmungen mit dem Lei-
tungsträger sind erfolgt. 

--- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Der neue Trassenverlauf in der 
Ausbaustufe 2 und die Bauab-
wicklung werden frühzeitig mit der 
Leitungsträgerin abgestimmt. 
 

Eine auf Kosten des Verursachers durch-
geführte Umlegung der Leitung ist mit 
ausreichend Vorlauf (>1 Jahr) mit der LW 
abzustimmen. 
 

s.o.  

Die Lage der LW-Leitung ist in den mit 
dem entsprechenden Bauverbotsstreifen 
von 8 m beidseitig der Leitungsachse in 
den Bebauungsplan zu übernehmen. 
 

s.o.  

Die LW ist an der weiteren Planung zu 
beteiligen. 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

Schutzstreifen 
 

  

· Zum Schutz der LW-Anlagen be-
steht grundsätzlich ein Bauver-
botsstreifen von 8 m beiderseits 
der LW-Leitungsachse für unter-
kellerte Gebäude. Ausnahme zur 
Reduzierung des Bauverbotsstrei-
fens auf 6,0 m sind unbedeutende 
Bauwerke ohne Unterkellerung. 

 

s.o.  

· Innerhalb eines Schutzstreifens 
von 3 m beiderseits der LW-Lei-
tungsachse gelten folgende Be-
schränkungen: 

 

s.o.  

o Geländeveränderungen, wie Auf-
schüttungen und Abgrabungen, 
sind nicht zulässig. 

 

s.o.  

o Es dürfen keine Bau-, Material- o-
der Aushub-Lagerflächen errichtet 
oder ein Kran aufgestellt werden. 

 

s.o.  

o Der Schutzstreifen darf nicht mit 
Baumaschinen befahren werden, 
ausgenommen befestigte 
Wege/Baustraßen. 

 

s.o.  

Bepflanzungen: 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

· Der zulässige Abstand für Be-
pflanzungen beträgt (gemäß 
DVGW-GW 125) mind. 2,50 m 
von Stammachse bis Leitungsau-
ßenhaut. Für großkronige Bäume 
erhöht sich der Abstand auf 4,00 
m. 

 

s.o.  

   
   
9. LRA Esslingen 

Amt für Bauen und Naturschutz 
(Schreiben vom 04.08.2022) 

 

  

Mit dem oben genannten vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan sollen die pla-
nungsrechtlichen Grundlagen für die Er-
weiterung des bestehenden DHL-Paket-
zentrums (Colocation) geschaffen wer-
den. 
 
Der Planbereich liegt zwischen der 
Plochinger Straße Kreisstraße (K) 1266 
im Nordwesten, der Bundesstraße (B) 
313 im Südosten, der Zusammenführung 
der B 313 und der K 1266 im Nordosten 
sowie dem Gewerbegebiet Ghai II-
Neckarwasen im Südwesten und um-
fasst einen Teil des bestehenden DHL-
Zentrums, eine extensiv genutzte Grün-
fläche sowie einen Motorsportclub. 
 
Für die gegenwärtig durch den Motor-
sportclub genutzte Fläche soll innerhalb 
des Plangebiets eine Ersatzfläche bereit-
gestellt werden. Nördlich des Plange-
biets jenseits der K1266 befinden sich 
Wohn- und Betriebsgebäude der ehema-
ligen Fa. Haas Lackfabrik.  
 
Das Bebauungsplanverfahren wird als 
Regelverfahren durchgeführt. 
 
Das Landratsamt wurde anlässlich der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Ab-
satz 1 BauGB gebeten, eine Stellung-
nahme zum Planentwurf abzugeben. 
 
Die Fachämter äußern sich folgenderma-
ßen: 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
I. Amt für Wasserwirtschaft und Bo-
denschutz (WBA) 

  

1. Oberflächengewässer  
Herr Dieter Fischer, 
Tel. 0711 3902-42435  
 

  

Das Plangebiet ist bis HQ100 vor Hoch-
wasser geschützt, wird allerdings be-
reichsweise von HQextrem tangiert. 

 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Die rechnerische Überflutungstiefe liegt 
bei ca. 1,5m. Die maßgebliche Wasser- 
spiegellage liegt dann bei 258,4 m.ü.NN. 
 

 
 

  

Aus Vorsorgegründen zur Vermeidung 
von Schäden werden bauliche Maßna-
men empfohlen. Hinweise hierzu enthält 
die Hochwasserschutzfibel, welche unter 
Hochwasserschutzfibel (fib-bund.de) ab-
rufbar ist. 
 

Ein entsprechender Hinweis 
wurde im Textteil des VBP aufge-
nommen. 
Durch eine Aufschüttung des be-
stehenden Geländes und eine 
entsprechende Festlegung der 
Erdgeschossfußbodenhöhen lie-
gen die geplanten Gebäude auch 
bei einem HQextrem-Ereignis im 
sicheren Bereich. 
 

ja 

2. Abwasserableitung, Regenwasserbe-
handlung  
Herr Roland Schunn, 
Tel. 0711 3902-42485 
 

  

Das Plangebiet liegt laut Schmutzfracht-
berechnung 2017 des Zweckverbands 
Gruppenklärwerk Wendlingen am Neckar 
teilweise in einem Gebiet, das im 

Das Wasserrechtsverfahren wird 
parallel zum Bebauungsplanver-
fahren vorbereitet und mit der 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Trennsystem (Befestigungsgrad 0 %) 
entwässert wird. Die Erweiterungsflä-
chen sind in der Schmutzfrachtberech-
nung nicht enthalten. Bei der nächsten 
Überechnung der Schmutzfrachtberech-
nung müssen sämtliche Flächen des 
Plangebietes, soweit der Bebauungsplan 
bis zum Überrechnungszeitpunkt rechts-
kräftig wird, berücksichtigt werden. 
 

Fachbehörde beim LRA Esslingen 
abgestimmt. 

Im weiteren Verfahren sind § 55 Absatz 
2 Wasserhaushaltsgesetz sowie die Ver-
ordnung des Ministeriums für Umwelt 
und Verkehr über die dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser zu be-
rücksichtigen und anzuwenden. 
 

Ein Konzept zur Niederschlags-
wasserbeseitigung wurde erstellt 
und mit dem Fachamt des LRA 
Esslingen abgestimmt. 

ja 

Nach den gesetzlichen Vorgaben und 
aus fachlicher Sicht ist Niederschlags-
wasser, soweit möglich, flächig oder in 
Mulden über eine mindestens 30 cm 
mächtige durchwurzelbare Bodenschicht 
zu versickern oder ohne Vermischung 
mit dem Schmutzwasser in ein Gewäs-
ser einzuleiten. 
 

s.o.  

Vor der weiteren Planung einer Nieder-
schlagswasserversickerung ist zu prüfen,  
ob die örtlichen Verhältnisse hierfür ge-
eignet sind und eine Versickerung im 
Hinblick auf die bekannten Bodenbelas-
tungen möglich ist. 
 

s.o.  

Vor Einleitung in den bestehenden Ent-
wässerungsgraben Richtung Neckar ist  
eine Regenwasserbehandlung und -rück-
haltung erforderlich. Für die Einleitung in 
ein Gewässer oder ins Grundwasser ist 
ein Wasserrechtsverfahren erforderlich. 
 

Das Wasserrechtsverfahren wird 
parallel zum Bebauungsplanver-
fahren vorbereitet und mit der 
Fachbehörde beim LRA Esslingen 
abgestimmt. 

ja 

Der Niederschlagswasserabfluss ist zu-
dem durch geeignete Festsetzungen und 
Regelungen zu minimieren (Dachbegrü-
nung mit einem möglichst hohen Was-
serspeichervolumen, Regenwassernut-
zung, wasserdurchlässige PKW-Stell-
plätze und Gehwege etc.). 
 

Der Entwurf des VBP enthält ent-
sprechende Festsetzungen. 
 

ja 

Die vorgesehenen Maßnahmen zur de-
zentralen 

s.o. ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Niederschlagswasserbeseitigung müs-
sen im Bebauungsplan, soweit rechtlich 
zulässig, als Festsetzungen im Textteil 
festgeschrieben werden. Dem WBA ist 
ein Entwässerungskonzept über die Be-
seitigung des anfallenden Niederschlags-
wassers vorzulegen. Es wird empfohlen, 
dieses frühzeitig mit dem Amt abzustim-
men. 
 

Ein Konzept zur Niederschlags-
wasserbeseitigung wurde erstellt 
und mit dem Fachamt des LRA 
Esslingen abgestimmt. 

3. Grundwasser  
Herr Ulf Stein, Tel. 0711 3902-42481 
 

  

Mit den Hinweisen im Textteil unter 
Punkt 4.3 besteht Einverständnis. 
 

  

Zur Beurteilung der Planung fehlt eine 
Gegenüberstellung von bestehender und  
geplanter Geländeoberfläche der neu 
überplanten Bereiche in den vorgelegten  
Schnitten. Sofern keine Entfernung von 
grundwasserschützenden Deckschichten 
(zum Beispiel Auelehm) erfolgt und keine 
Freilegung des Kiesgrundwasserleiters 
erfolgt, bestehen gegen die Planung 
keine Bedenken. Die Hinweise sind zu 
beachten.  
 

Im Rahmen des zu erstellenden 
Bodenschutzkonzeptes erfolgt 
eine entsprechende Darstellung 
der Geländeoberfläche (Bestand 
– Planung). 

ja 

4. Vorsorgender Bodenschutz  
Herr Mathias Haarmann, 
Tel. 0711 3902-42483 
 

  

Da durch das Vorhaben in das Schutzgut 
„Boden“ eingegriffen wird, ist dieser Ein-
griff im Rahmen der naturschutzrechtli-
chen Eingriffs-/ Ausgleichsregelung nach 
§ 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) und § 1a BauGB zu bewer-
ten und dementsprechend zu bilanzie-
ren. 
 

Das Schutzgut Boden wurde in 
der Eingriffs-/Ausgleichs-Bilanzie-
rung entsprechend abgehandelt. 
 
 

ja 

Aufgrund der noch nicht vorliegenden 
Eingriffs-/ Ausgleichs-Bilanzierung (EAB) 
müssen momentan Bedenken gegen das 
Bauvorhaben erhoben werden. Die Kom-
pensation im Rahmen der EAB hat vor-
rangig schutzgutbezogen (das heißt in 
diesem Fall für „Boden“) zu erfolgen. 
 

Die E-/ A-Bilanz wurde auf Grund-
lage des Projektplans (VEP) er-
stellt und mit der unteren Natur-
schutzbehörde abgestimmt. 
 
Als schutzgutbezogene Maß-
nahme ist auf den Gebäuden eine 
Dachbegrünung vorgesehen. Ob 
bzw. inwieweit der Oberboden 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

aus dem Vorhabensbereich auf 
Ackerflächen ausgebracht werden 
kann, wird geprüft.  
Durch eine Aufschüttung des be-
stehenden Geländes und eine 
entsprechende Festlegung der 
Erdgeschossfußbodenhöhen 
kann das anfallende Aushubmate-
rial überwiegend auf dem Bau-
grundstück untergebracht werden, 
soweit Altlasten nicht entgegen-
stehen. 
 

Es ist ein Bodenschutzkonzept (BSK) 
nach DIN 19639, Ausgabe 2019-09 zu 
erstellen (§ 2 Absatz 3 Landes-Boden-
schutz- und Altlastengesetz [LBod-
SchAG]), welches auch die Bodenver-
wertung enthält.  
 

Ein Bodenschutzkonzept inkl. Bo-
denverwertung wird erstellt. 

ja 

Im Rahmen des BSK ist auch festzustel-
len, welche Bodenzahl/ Grünlandgrund-
zahl auf den Flurstücken 1880, 1889/1, 
2000/2 sowie im nordöstlichen Teil von 
2000/1 bestehen. 
 

Die Bodenzahl/ Grünlandgrund-
zahl der Flurstücke 1880, 1889/1, 
2000/2 sowie des nordöstlichen 
Teils von 2000/1 wurde im Rah-
men der Eingriff-/ Ausgleichbilanz 
erhoben. 

ja 

Das BSK ist dem WBA zu übermitteln.  
 

Das Bodenschutzkonzept wird 
frühzeitig mit LRA/ WBK ab-
stimmt/ übermitteln. 
 

ja 

Für die Maßnahmen im Gebiet ist bereits 
im Planungsstadium eine bodenkundli-
che Baubegleitung (BBB) hinzuzuziehen 
(§ 2 Absatz 3 LBodSchAG), welche 
nachweislich über bodenkundlichen 
Sachverstand verfügt (Aus- oder Fortbil-
dungen, vergleiche DIN19639, Anhang 
C). Diese Fachkraft ist dem WBA zu be-
nennen. Die BBB soll während der Pla-
nung und Ausführung der Maßnahme die  
bodenschutzfachlich richtige Ausführung 
der Arbeiten überwachen und eine er-
folgreiche Wiederherstellung der Boden-
funktionen erzielen. Dadurch soll dem 
Vorhabenträger eine aufwendige und 
kostenintensive Nachbearbeitung von 
Bodenschäden erspart bleiben.  
 

Eine bodenkundliche Baubeglei-
tung wird beauftragt. 
 

ja 

Im Übrigen bietet es sich an, das BSK 
von der BBB erstellen zu lassen.  

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
Die Anforderungen an das Bodenmate-
rial unterhalb einer durchwurzelbaren 
Bodenschicht stellt die Vorgabe „Verwal-
tungsvorschrift des Umweltministeriums 
Baden-Württemberg für die Verwertung 
von als Abfall eingestuften Bodenmateri-
als“ vom 14.03.2007. Für den Einsatz 
von Baustoffrecyclingmaterial gelten hin-
gegen die Vorgaben der „Vorläufigen 
Hinweise zum Einsatz von Baustoffre-
cyclingmaterial“ vom 13.04.2004. 
 

Kenntnisnahme 
Wird in der Bauausführung be-
achtet. 

--- 

5. Bodenschutz/ Altlasten  
Frau Tanja Bleyer, 
Tel. 0711 3902-42489 
 

  

Der südliche Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes liegt im Bereich der Alt-
ablagerung „AA Auffüllung Postfracht-
zentrum“. 
 

Der Textteil des VBP enthält ent-
sprechende Hinweise zum Thema 
Bodenschutz/ Altlasten. 
Es ist bekannt, dass der gesamte 
östlich/ südöstliche Teil des Pa-
ketzentrums Hauptgebäudes bzw. 
ein Teil der Verkehrsflächen ober-
halb einer ehemaligen Boden- 
und Bauschuttdeponie errichtet 
wurde, die im Zuge der Verfüllung 
einer ehem. Kiesgrube entstand. 
Hierbei handelt es sich um die Alt-
ablagerung „AA Auffüllung Post-
frachtzentrum“. Die o.g. Deponie 
tangiert gemäß den vorliegenden 
Unterlagen auch den aktuellen 
südlichen und östlichen Untersu-
chungsbereich. Der entspre-
chende Umriss der Deponieau-
ßenkante findet sich im Lageplan 
wieder. In der Planzeichnung des 
vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans wurde der Bereich der Alt-
lastenverdachtsfläche (Boden- 
und Bauschuttdeponie) entspre-
chend gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen der Erweiterungspla-
nung für das PZ Köngen wurde 
ein geotechnischer Bericht erstellt 
(Büro Kleegräfe Geotechnik 
GmbH, Lippstadt vom 
19.01.2023). Das Gutachten ist 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

dort einsehbar, wo auch die Be-
bauungsplanunterlagen eingese-
hen werden können. 
Die bislang vorliegenden chemi-
schen Analysenergebnisse wei-
sen innerhalb des Auffüllungskör-
pers ein überaus heterogenes Be-
lastungsbild auf, wobei verbreitet 
mit dem Anfall nicht zum Wieder-
einbau zulässiger bzw. separat 
gemäß Deponieverordnung zu 
entsorgender Aushubmassen zu 
rechnen ist. 
Von einer Versickerung anfallen-
der Niederschlagswässer inner-
halb des Auffüllungskörpers und 
unter Berücksichtigung des Punk-
tes ´Rutschungen´ (siehe unten) 
wird daher – vorbehaltlich anders-
lautender abschließender Festle-
gungen der zuständigen Behörde 
– seitens des für das Bodengut-
achten zuständige Büro IB 
Kleegräfe abgeraten.  
Da die in Teilbereichen ggf. anfal-
lenden gewachsenen/geogenen 
Böden zum aktuellen Kenntnis-
stand keine Belastungen aufwei-
sen, wird im Zuge der Baumaß-
nahme eine fachgerechte Tren-
nung/Separierung von aufgefüll-
ten und geogenen Aushubmas-
sen dringend empfohlen. Entspre-
chend Hinweise werden im Gut-
achten enthalten sein. 
 

Die Altablagerung wird im Bodenschutz- 
und Altlastenkataster für den Wirkungs-
pfad Boden – Grundwasser auf Beweis-
niveau 2 als B-Fall mit Neubewertung bei  
Änderung der Exposition geführt 

Kenntnisnahme 
Die Hinweise werden im Rahmen 
der Bauausführung beachtet. 

--- 

Durch Umnutzungen im Bereich der Alt-
ablagerung kann eine geänderte Gefah-
renlage entstehen. Geplante Umnutzun-
gen in diesem Bereich sind deshalb sinn-
vollerweise vorab mit dem WBA abzu-
stimmen.  
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

Bei Tiefbauarbeiten ist mit nicht frei ver-
wertbarem Bodenmaterial zu rechnen, 

s.o.   
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

das separiert und ordnungsgemäß ent-
sorgt werden muss. Auf die erdbaustati-
sche Problematik wird hingewiesen. 
 
Wenn eine Versickerung von Oberflä-
chenwasser im Bereich der Altablage-
rung geplant ist, so ist der Nachweis zu 
erbringen, dass dies schadlos stattfinden 
kann (gegebenenfalls Sickerwasserprog-
nose).  
 

s.o.  

Das WBA empfiehlt deshalb im vorlie-
genden Fall, die Problematik im Textteil 
des Bebauungsplanes zu beschreiben 
und aufzunehmen und die Altablagerung 
planerisch im Lageplan darzustellen. 
 

Die Bebauungsplanunterlagen 
enthalten entsprechende Darstel-
lungen und Hinweise. 
 

ja 

II. Untere Naturschutzbehörde  
Frau Virginie Stiber, 
Tel. 0711 3902-42791  
 

  

Gegen das Planvorhaben bestehen der-
zeit noch naturschutzfachliche Beden-
ken. 
 

  

Es sollen Flächen überplant werden, die 
im bisherigen Bebauungsplan als Aus-
gleichsfläche für Eingriffe festgelegt und 
gestaltet wurden. Eine Darstellung des 
Abprüfens von Alternativstandorten liegt 
nicht vor. 
 

Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht behandelt und im Rahmen 
der E/A-Bilanz berücksichtigt. 
 

ja 

Im Nordosten ist ein Regionaler Grünzug 
mit Vorbehaltsgebiet Naturschutz und 
Landschaftspflege von der Planung be-
troffen, was einer besonderen Abwägung  
Bedarf. 
 

Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht behandelt.  
Parallel zur Aufstellung des VBP 
läuft das entsprechende Zielab-
weichungsverfahren. 
 

ja 

Der Flächennutzungsplan weist den 
nordöstlichen Bereich ebenfalls als Flä-
che für Maßnahmen zum Schutz, Pflege 
und Entwicklung von Natur und Land-
schaft aus. 
 

Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht behandelt und im Rahmen 
der E/A-Bilanz berücksichtigt. 
 

ja 

Die Biotopverbunddarstellung hat sich 
seit dem Scoping-Termin verändert. Der 
Biotopverbund mittlerer Standorte liegt 
nicht mehr im Plangebiet vor. 
 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Das Biotop „Feldgehölze und Hecken 
'Halden' I, Köngen“ ist zusätzlich als 
Kernfläche des Biotopverbunds trocke-
ner Standorte kartiert.  
 

Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht behandelt. Das Biotop 
liegt außerhalb des Eingriffsbe-
reichs und wird nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht beeinträch-
tigt. 
 

ja 

1. Artenschutz 
 

  

Für die Berücksichtigung artenschutz-
rechtlicher Belange ist eine spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung (saP) vorzu-
legen. 
 

Eine saP wurde durch das Büro 
Tier- und Landschaftsökologie, 
Dr. Deuschle, Köngen erstellt. 

ja 

Derzeit liegt lediglich der Kartierbericht 
vom April 2022 vor, welcher noch nicht 
abschließend ist. Gemäß diesem Kartier-
bericht, Seite 47 ist für die Artengruppe 
der holzbewohnenden Käfer eine Bepro-
bung sämtlicher Bäume mit Höhlungen, 
die besonders relevante Strukturen aus-
weisen und demnach besiedelungsge-
eignet für national streng geschützte o-
der gemeinschaftsrechtlich geschützter 
Arten sind, geplant und erforderlich. 
 

Die Beprobung der Bäume er-
folgte im April 2022. Bei der Un-
tersuchung wurden keine entspre-
chend geschützten Arten nachge-
wiesen.  
 

ja 

Gemäß Seite 43 des Kartierberichts sol-
len die vorhandenen Bestände des Wei-
denröschens auf das Vorkommen des 
Nachtkerzenschwärmers weiterhin ge-
prüft werden. Vollständigkeitshalber sind 
die Probeflächen, zur Erfassung der Ar-
tengruppe Schmetterlinge, kartografisch 
darzustellen. 
 

Die Bestände des Weidenrös-
chens werden vor Baubeginn 
nochmals auf das Vorkommen 
des Nachtkerzenschwärmers ge-
prüft. 

ja 

Für die Artengruppe der Fledermäuse 
kommen im Vorhabenbereich 50 Quar-
tierstrukturen (Höhlen, Spalten, abste-
hende Rinde) vor, welche unter anderem  
auch als Winterquartier geeignete Struk-
turen aufweisen (fünf Bäume). Sofern tie-
fergehende Untersuchungen dieser 
Baumstrukturen (endoskopische Unter-
suchung, Schwärmverhalten etc.) noch 
nicht erfolgten, ist dies nachzuholen und 
Aussagen zum Vorkommen beziehungs-
weise zu Nutzungsspuren (Kotablage-
rung, Urinspuren, Fettablagerungen 
usw.) zu treffen. 
 

Die tiefergehenden Untersuchun-
gen der Baumstrukturen wurden 
bis Ende Oktober/ Anfang No-
vember 2022 durchgeführt. Die 
Ergebnisse und entsprechenden 
Maßnahmen sind in der saP dar-
gestellt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Die Betroffenheit der streng geschützten 
Zauneidechse ist ein zentraler arten-
schutzrechtlicher Konflikt. 
 

Kenntnisnahme --- 

Im Rahmen der Konfliktermittlung hin-
sichtlich der Verbotstatbestände nach § 
44 Absatz 1 BNatSchG ist darzulegen, 
ob und wenn ja wie, die Erfüllung der 
Verbote abgewendet werden können.  
 

Kenntnisnahme --- 

Anhand eines Maßnahmenkonzeptes 
sind artspezifische Maßnahmen zu sämt-
lichen planungsrelevanten betroffenen 
Arten zu beschreiben und es ist darzule-
gen, inwiefern die Verbotstatbestände 
nach § 44 Absatz 1 BNatSchG abgewen-
det werden können. 
 

Ein entsprechendes Maßnahmen-
konzept wurde im Rahmen der 
saP bzw. im Umweltbericht erstellt 
und mit der unteren Naturschutz-
behörde abgestimmt. 

ja 

Aufgrund des hohen naturschutzfachli-
chen Werts der Fläche, ist mit einem ho-
hen Ausgleichsaufwand zu rechnen. Für 
Arten mit spezifischen Lebensrauman-
sprüchen, wie unter anderem Höhlenbrü-
ter und die Pförtner-Schmalbiene, deren 
Vorkommen regional bedeutsam und da-
mit besonders schützenswert ist, sind 
artspezifische Maßnahmen zu entwi-
ckeln. 
 

Die artspezifischen Maßnahmen, 
bspw. Nistkästen für Höhlenbrü-
ter, wurden in der saP bzw. im 
Umweltbericht festgelegt und mit 
der unteren Naturschutzbehörde 
abgestimmt.  
 

ja 

Aufgrund der Betroffenheit besonders 
und streng geschützter Arten wird vor-
sorglich darauf hingewiesen, dass gege-
benenfalls Ausnahmen von den Verbots-
tatbeständen nach § 44 Absatz 1 
BNatSchG sowie gegebenenfalls von 
dem Verbot nach § 4 Absatz 1 Nummer 
1 Bundesartenschutzverordnung (BArt-
SchV — Schlingenfang) erforderlich wer-
den. 
 

Die erforderlichen Ausnahmen 
werden frühzeitig beantragt. 

ja 

Sofern ein Ersatzhabitat für Zauneidech-
sen nicht im räumlich-funktionalen Zu-
sammenhang zur betroffenen Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte liegt und somit 
eine Umsiedlung erforderlich ist, ist ein 
Antrag auf Ausnahme nach § 45 Absatz 
7 BNatSchG im Zusammenhang mit § 44 
Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 3 
BNatSchG zu stellen. 
 

Da nach derzeitigem Stand die 
Umsiedlung der Zauneidechsen 
erforderlich ist, wird die entspre-
chende Ausnahme beantragt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Für den Schlingenfang ist ein Antrag auf 
Ausnahme gemäß § 4 Absatz 3 BArt-
SchV von den Verboten des § 4 Absatz 1 
BArtSchV erforderlich. 
 

Die Ausnahme wird beantragt.   ja 

Die Anträge auf Ausnahme sind beim 
Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 
55) als höhere Naturschutzbehörde zu 
stellen. 

  

Die besonders geschützten Arten sind im 
Rahmen der Eingriffsregelung zu berück-
sichtigen und entsprechende Maßnah-
men vorzuschlagen.  
 

Die Arten wurden im Rahmen der 
Eingriffsregelung berücksichtigt. 

ja 

2. Erhaltung von Streuobstbeständen  
 

  

Dem Schutz, der Pflege und der Entwick-
lung von Streuobstbeständen kommt in 
Baden-Württemberg eine besondere Be-
deutung zu. Daher wurde § 33a Natur-
schutzgesetz Baden-Württemberg 
(NatSchG) eingeführt; diese Bestimmung 
gilt seit Inkrafttreten des Gesetzes am 
31.07.2020. 
 

Kenntnisnahme --- 

Der Vorhabenbereich weist einen Streu-
obstbestand auf. Aus den vorliegenden  
Unterlagen können keine Angaben zum 
qualitativen und quantitativen Zustand  
des Streuobstbestandes entnommen 
werden. 
 

Die Betroffenheit der Streuobstbe-
stände wurde im Umweltbericht 
abgearbeitet.  
Der Bestand ist überwiegend 
überaltert und lückenhaft, ent-
spricht aber, v. a. hinsichtlich der 
Flächengröße, dennoch den 
Schutzkriterien. 
 

ja 

Wie bereits am Scoping Termin am 
27.04.2021 hingewiesen, sind nach § 
33a Absatz 1 NatSchG Streuobstbe-
stände im Sinne des § 4 Absatz 7 des 
Landwirtschafts- und Landeskulturgeset-
zes, die eine Mindestfläche von 1.500 m² 
umfassen, zu erhalten. Auch bei geringe-
ren Eingriffen gilt bei Vorliegen eines 
Streuobstbestandes eine Genehmi-
gungspflicht. 
 

Die entsprechende Genehmigung 
zur Umwandlung der Streuobst-
bestände wird beantragt. 
Die Erhaltung der Bestände lie-
gen aufgrund deren Überalterung, 
des schlechten Pflegezustands 
und der lückigen Ausprägung 
nicht im überwiegenden öffentli-
chen Interesse und sind zudem 
für den Erhalt der Artenvielfalt 
nicht von wesentlicher Bedeu-
tung. 
 

ja 

§ 33a NatSchG sieht vor, dass Streu-
obstbestände zu erhalten sind; sie dürfen  

Die entsprechende Genehmigung 
zur Umwandlung der Streuobst-
bestände wird beantragt.  

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

nur mit Genehmigung durch die untere 
Naturschutzbehörde in eine andere Nut-
zungsart umgewandelt werden. Zu be-
achten ist, dass die Genehmigung von 
der unteren Naturschutzbehörde versagt 
werden soll, wenn die Erhaltung des 
Streuobstbestandes im überwiegenden 
öffentlichen Interesse liegt, insbesondere 
wenn der Streuobstbestand für die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushalts oder 
für den Erhalt der Artenvielfalt von we-
sentlicher Bedeutung ist 
  
Die Umwandlung in eine andere Nut-
zungsart im Sinne des § 33a Absatz 2 
NatSchG wird durch den Satzungsbe-
schluss zum Bebauungsplan selbst her-
beigeführt, denn ab diesem Zeitpunkt 
werden die Voraussetzungen für eine 
spätere Bebauung (andere Nutzungsart/ 
vorhabenbezogene Planung) geschaffen. 
Vor diesem Hintergrund wird es für erfor-
derlich erachtet, die Genehmigungsvo-
raussetzungen bereits auf Planungs-
ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung abzuarbeiten (Gebot der planeri-
schen Konfliktbewältigung). 
 

Die entsprechende Genehmigung 
zur Umwandlung der Streuobst-
bestände wird im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens bean-
tragt. 

ja 

Folglich ist die Bedeutung des Streuobst-
bestandes hinsichtlich der Leistungsfä-
higkeit für den Naturhaushalt sowie die 
Funktion als Lebensraum für streng und 
besonders geschützte Tier- und Pflan-
zenarten zu erfassen und zu bewerten. 
 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 

ja 

Die Merkmale, die ein überwiegendes öf-
fentliches Interesse beziehungsweise 
Nichtinteresse zum Erhalt des Streuobst-
bestandes begründen, sind zu beschrei-
ben. Der Wert des Streuobstbestandes 
für den Naturhaushalt ist damit in Abwä-
gung mit den bestehenden Interessen, 
die für die Inanspruchnahme bezie-
hungsweise die Zerstörung des Streu-
obstbestandes sprechen, zu setzen. 
 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 

ja 

Ferner ist im Antrag auf Genehmigung 
unter anderem darzulegen, warum die 
konkrete Fläche, insbesondere auch 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

unter Berücksichtigung des Vorrangs der 
Innenentwicklung, benötigt wird. 
 
Ferner ist darzulegen, warum im Einzel-
fall von einer Überplanung anderer Flä-
chen (Alternativen) abgesehen wird. 
 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 

ja 

Infolgedessen sind die Gründe, weshalb 
eine Flächenentwicklung in diesem Be-
reich innerhalb des Streuobstbestandes 
unbedingt erforderlich erscheint, ausführ-
lich darzulegen und zu begründen. 
 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 

ja 

3. Umweltbericht einschließlich Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanz 
 

  

Ein Umweltbericht einschließlich einer 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz ist noch vor-
zulegen. 
 

Der Umweltbericht einschließlich 
der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 
wurde vom Büro Tier- und Land-
schaftsökologie, Dr. Deuschle, 
Köngen erstellt.  
 

ja 

Unter anderem ist hierbei die Überpla-
nung bisheriger Ausgleichsflächen bei 
der Ermittlung des Ausgleichsumfangs 
zu berücksichtigen. 
 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 

ja 

Die Bewertung des Schutzgutes Biotope 
soll anhand des Leitfadens „Bewertung 
der Biotoptypen Baden-Württembergs 
zur Bestimmung des Kompensationsbe-
darfs in der Eingriffsregelung“ (LUBW 
2005) in Verbindung mit der Ökokonto-
verordnung Baden-Württemberg (2011) 
erfolgen. 
 

Es wurde im Umweltbericht bzw. 
der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 
entsprechend verfahren. 

ja 

Die Bewertung für das Schutzgut „Bo-
den“ soll nach den Leitfäden Boden-
schutz 23 beziehungswiese Bodenschutz 
24 erfolgen.  
 

Es wurde im Umweltbericht bzw. 
der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 
entsprechend verfahren. 

ja 

Im Umweltbericht sollte bei der Bewer-
tung des Schutzgutes „Klima“ die Verän-
derung von Kaltluftabflüssen aufgrund 
der sehr umfangreichen und hohen 
Lärmschutzwände genauer dargestellt 
werden. 
 

· Ein externes Klimagutachten 
wurde erstellt. Die entspre-
chenden Daten wurden in den 
Umweltbericht übernommen 
(Mikroklimatische Untersu-
chung, Müller-BBM Industry 
Solutions GmbH, Planegg, 
31.03.2023) 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Das Schutzgut Landschaftsbild sollte hin-
sichtlich der bis zu 16 Meter hohen 
Lärmschutzwände ebenfalls bewertet 
werden. Die Lärmschutzwände hätten 
eine abriegelnde Wirkung des Plange-
biets zwischen Neckarhang und Neckar-
talaue zur Folge. Es sind Maßnahmen 
darzulegen, wie die Lärmschutzwände 
dauerhaft begrünt und bewässert werden 
können (Bepflanzungs- und Pflegekon-
zept). 
 

Im Umweltbericht wurden alle 
Schutzgüter, einschließlich des 
Landschaftsbildes, behandelt. 
Bei den zum Neckarhang orien-
tierten Schallschutzwänden 
kommt eine spezielle Konstruktion 
zum Einsatz, die eine vollflächige 
dauerhafte Begrünung ermöglicht. 

ja 

Auch mögliche Auswirkungen auf an-
grenzende Schutzkategorien sind darzu-
stellen. 
 

Wurde im Umweltbericht behan-
delt. 

ja 

Aus den bisherigen Plänen geht nicht 
hervor, ob die Retention auf der Planflä-
che erfolgt oder weitere Flächen bean-
sprucht werden. 
 

Ein Konzept für Niederschlags-
wasserbeseitigung wurde erarbei-
tet und mit dem Fachamt des LRA 
Esslingen abgestimmt. 
Die Ableitung des Niederschlags-
wassers erfolgt mittels eines se-
paraten Leitungssystems zum 
nordöstlichen Rand des Plange-
bietes. Dort wird die bestehende 
Durchpressung unter der B 313 
erweitert, sodass das gesamte 
Niederschlagswasser des erwei-
terten Paketzentrums in eine au-
ßerhalb des Plangebietes ge-
plante Retentionsfläche eingelei-
tet und von dort gedrosselt in die 
Vorflut (Neckar) eingeleitet wer-
den kann. 
 

ja 

4. Schutzgebietskulissen 
 

  

Das FFH-Gebiet „Filder“ und das Vogel-
schutzgebiet „Vorland der mittleren 
Schwäbischen Alb“ liegen nicht unweit 
zum Vorhabenbereich, sodass eine Na-
tura 2000-Vorprüfung vorzulegen ist. 
 

Die Natura 2000-Vorprüfung für 
das FFH-Gebiet und das Vogel-
schutzgebiet wurde durch das 
Büro Tier- und Landschaftsökolo-
gie, Dr. Jürgen Deuschle, Köngen 
erstellt. 
 

ja 

Ein Regionaler Grünzug kommt im Nord-
osten vor, wodurch ein Zielabweichungs-
verfahren auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung erforderlich wird. 
 

Das erforderliche Zielabwei-
chungsverfahren wird parallel zur 
Erstellung des VBP und der FNP-
Änderung durchgeführt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Weitere Schutzgebietskulissen wie das 
Landschaftsschutzgebiet „Köngen“ und 
das Naturschutzgebiet „Neckarwasen“ 
kommen angrenzend beziehungsweise 
in kurzer Entfernung zum Plangebiet vor. 
 

 

 

Das gesetzlich geschützte Biotop „Feld-
gehölze und Hecken 'Halden' I, Köngen“ 
ist zu erhalten und darf nicht beeinträch-
tigt werden. 
 

Kenntnisnahme 
Das Biotop liegt außerhalb des 
Eingriffsbereichs. In den Bestand 
wird nicht eingegriffen. 

--- 

Eine abschließende Stellungnahme ist 
jedoch erst nach Vorlage der noch aus-
stehenden Fachgutachten möglich. 
 

  

III. Gewerbeaufsicht  
Herr Tobias Bareiß, 
Tel. 0711 3902-41407 
 

  

Im weiteren Verfahren soll eine detail-
lierte Schallimmissionsprognose erstellt 
werden. Hierbei sind auch die bereits 
vorhandenen Betriebsteile des DHL-
Zentrums sowie gegebenenfalls der Be-
trieb des Motorsportclubs zu berücksich-
tigen. 
 

Im Rahmen des schalltechni-
schen Prognosegutachtens wer-
den alle Betriebsteile des DHL-
Zentrums berücksichtigt. Ebenso 
wird der Betrieb des MSC Köngen 
an der Position des neu geplanten 
Standortes berücksichtigt. 
 
Die Ergebnisse der Schallimmissi-
onsprognose wurde in den Um-
weltbericht übernommen und ent-
sprechend berücksichtigt 
(Schalltechnisches Prognosegut-
achten, Graner + Partner Ingeni-
eure, Bergisch Gladbach, 
24.01.2023). 
 

ja 

Ferner ist eine Lichtimmissionsprognose 
vorzulegen, die Aufhellungen und Blen-
dungen des geplanten DHL-Zentrums an 
den maßgeblichen Immissionsorten er-
fasst. 
 

Ein Gutachten mit einer entspre-
chenden Lichtimmissionsprog-
nose wurde erstellt. 
Die Ergebnisse der Lichtimmissi-
onsprognose wurden im VBP und 
Umweltbericht berücksichtigt bzw. 
in diesen übernommen 
(Lichttechnische Untersuchung, 
Müller-BBM Industry Solutions 
GmbH, Planegg, 29.03.2023). 
. 
 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Es wird darauf hingewiesen, dass, sollte 
die gewerbliche Nutzung durch die Fa. 
Haas aufgegeben sein, den Wohnnut-
zungen jenseits der K 1266 der Schutz-
anspruch eines „Mischgebietes (MI)“ ge-
mäß § 6 Baunutzungsverordnung zuzu-
ordnen ist.  
 

Die im Bereich der Firma Haas zu 
berücksichtigende Gebietseinstu-
fung wurde mit dem Landratsamt 
Esslingen abgestimmt und wurde 
demnach mit der Gebietseinstu-
fung Gewerbegebiet (GE) bei den 
schalltechnischen Beurteilungen 
berücksichtigt. 
 

ja 

Weiteres ist bei der gegebenen Sachlage 
nicht vorzubringen. Eine abschließende 
Stellungnahme aus immissionsschutz-
rechtlicher Sicht bleibt den im weiteren 
Verfahren vorzulegenden Fachgutachten 
vorbehalten. 
 

Das Fachgutachten zum Lärm-
schutz wurde erstellt und mit dem 
Fachamt des LRA Esslingen ab-
gestimmt. 
 

 

IV. Landwirtschaftsamt  
Frau Anna Gürth, Tel. 0711 3902-43281 
 

  

Durch die vorliegende Planung sind Dau-
ergrünlandflächen betroffen, die kaum 
noch landwirtschaftlich genutzt sind, da-
her bestehen gegen die vorliegende Än-
derung und Erweiterung aus Sicht der 
Landwirtschaft keine Bedenken. 
 

Kenntnisnahme --- 

Die detaillierte Planung der naturschutz-
rechtlichen Ausgleichsmaßnahmen liegt 
entsprechend dem Verfahrensstand 
noch nicht vor. Es ist jedoch davon aus-
zugehen, dass umfangreiche Ausgleichs-
maßnahmen erforderlich werden. 
 

  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt wird da-
rauf hingewiesen, dass entsprechend § 
15 Absatz 3 BNatSchG naturschutzrecht-
liche Ausgleichsmaßnahmen auf land-
wirtschaftlichen Flächen, insbesondere 
Ackerflächen vermieden werden sollten. 
 

Die Inanspruchnahme von Acker-
flächen für naturschutzrechtliche 
Ausgleichsmaßnahmen ist nicht 
geplant. Durch integrierte Maß-
nahmen auf Wiesen und im 
Neckarwasen wird die Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen minimiert. Zudem findet 
durch den geplanten Ankauf von 
Ökopunkten kein Entzug von 
landwirtschaftlicher Fläche statt. 

ja 

V. Gesundheitsamt  
Herr Roland Wagner, 
Tel. 0711 3902-41643 
 

  

Gegen die vorliegende Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplans 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

bestehen aus umwelthygienischer Sicht 
keine Einwände. Wasserschutzgebiete 
sind nicht tangiert. Die Schutzstreifen zu 
den Hochspannungsleitungen werden 
eingehalten. Es sind keine, die menschli-
che Gesundheit gefährdende oder beein-
trächtigende Einflüsse im Plangebiet er-
kennbar beziehungsweise bekannt.  
Dennoch wird auf folgende Punkte hin-
gewiesen: 
1. Lärm  
 

  

Obwohl das Plangebiet außerhalb des 
Lärmschutzbereichs für den Flughafen 
Stuttgart liegt, ist durch Überflüge von 
startenden oder landenden Flugzeugen 
und der Nähe zur B 313 mit einem er-
höhten Lärmaufkommen zu rechnen. Ein 
passiver Schallschutz, insbesondere auf 
der Südseite, ist für Büroräume in Erwä-
gung zu ziehen. 
 

Im Rahmen des schalltechni-
schen Prognosegutachtens wird 
auch die Lärmbelastung innerhalb 
des Plangebietes untersucht und 
auf dieser Basis Vorgaben für 
passive Schallschutzmaßnahmen 
für schutzbedürftige Räume (Bü-
roräume) innerhalb des Plange-
bietes ausgearbeitet 
(Schalltechnisches Prognosegut-
achten, Graner + Partner Ingeni-
eure, Bergisch Gladbach, 
24.01.2023). 
. 
 

ja 

2. Abwasserbeseitigung  
 

  

Unter Bezugnahme auf § 10 Abs. 2 
Nummer 6 "Hygienische Überwachung 
von Anlagen zur Abwasserbeseitigung" 
und § 10 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGDG) wird hinsichtlich der verbindli-
chen Bauleitplanung darauf hingewiesen, 
dass bei der Abwasserentsorgung in be-
stehenden oder geplanten Mischwasser-
systemen (häusliches Abwasser und 
Niederschlagswasser) der Anteil von 
Niederschlagswasser möglichst reduziert 
werden sollte, um die im Rahmen von 
Entlastungsereignissen an Regenüber-
laufbecken (RÜB) und an Kläranlagen 
auftretende Emission von Krankheitser-
regern (Viren, Bakterien, Parasiten) aus 
menschlichen Fäkalien in die Gewässer 
zu verringern, da die Gewässer an ande-
rer Stelle wieder zur Trinkwassergewin-
nung, zur Bewässerung von Obst- und 

Es wurde ein Konzept für die Nie-
derschlagswasserbeseitigung er-
stellt. 
Die Anregungen werden im Rah-
men der Baugenehmigungspla-
nung berücksichtigt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Gemüse und zur Freizeitgestaltung ge-
nutzt werden. Maßnahmen zur dezentra-
len Regenwasserretention und -versicke-
rung tragen in dieser Hinsicht langfristig 
auch zur Verbesserung des Infektions-
schutzes bei (vergleiche gegebenenfalls 
§ 1 der Trinkwasserverordnung, Artikel 1 
Absatz 2 der EU-Badegewässer-Richtli-
nie und DIN 19650 "Hygienische Be-
lange von Bewässerungswasser"). 
 
3. Altlasten  
 

  

Es wird davon ausgegangen, dass die 
Altlastensituation im Plangebiet mindes-
tens mittels historischer Erhebung be-
leuchtet wurde. Sollte es Hinweise auf 
Altablagerungen oder Altstandorte geben 
oder sollten im Zuge der Aushubarbeiten 
für die Neubebauung visuelle und/ oder 
olfaktorische Auffälligkeiten zu Tage tre-
ten, ist unverzüglich das WBA zu infor-
mieren. 
 

Der Textteil des VBP enthält ent-
sprechende Hinweise zum Thema 
Bodenschutz/ Altlasten. 
Es ist bekannt, dass der gesamte 
östlich/ südöstliche Teil des Pa-
ketzentrums Hauptgebäudes bzw. 
ein Teil der Verkehrsflächen ober-
halb einer ehemaligen Boden- 
und Bauschuttdeponie errichtet 
wurde, die im Zuge der Verfüllung 
einer ehem. Kiesgrube entstand. 
Hierbei handelt es sich um die Alt-
ablagerung „AA Auffüllung Post-
frachtzentrum“. Die o.g. Deponie 
tangiert gemäß den vorliegenden 
Unterlagen auch den aktuellen 
südlichen und östlichen Untersu-
chungsbereich. Der entspre-
chende Umriss der Deponieau-
ßenkante findet sich im Lageplan 
wieder. In der Planzeichnung des 
vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans wurde der Bereich der Alt-
lastenverdachtsfläche (Boden- 
und Bauschuttdeponie) entspre-
chend gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen der Erweiterungspla-
nung für das PZ Köngen wurde 
ein geotechnischer Bericht erstellt 
(Büro Kleegräfe Geotechnik 
GmbH, Lippstadt vom 
19.01.2023).  
 
 
 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

VI. Amt für Geoinformation und 
Vermessung  
Herr Markus Rieth, 
Tel. 0711 3902-41299 
 

  

Innerhalb des räumlichen Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ist die Flur-
stück-Nummer 13440 falsch, sie müsste 
13440/1 lauten. 
 

Die Flurstücksnummer wurde in 
den Planunterlagen korrigiert. 
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Zur zweifelsfreien Zuordnung der auf 
dem Bebauungsplan dargestellten Flur-
stücke sollte die Gemarkungsgrenze 
deutlich dargestellt werden sowie die Ge-
markungsnamen Wendlingen Flur 0 und 
Köngen. 
 

Die Gemarkungsgrenze wurden in 
den Planunterlagen entsprechend 
dargestellt. 

ja 

Bezüglich Quellenangabe und Copyright-
vermerk auf dem zeichnerischen Teil  
des Bebauungsplans wird auf die Anlage 
1 Nummer 4 der Rahmenvereinbarung 
Geobasisinformationen zwischen dem 
Land Baden-Württemberg und den Städ-
ten und Gemeinden verwiesen und um 
Beachtung beziehungsweise Nachtrag 
(mit Monat und Jahresangabe) gebeten. 
 

Kenntnisnahme --- 

Es wird empfohlen, den Plan in diesen 
Punkten noch zu ergänzen respektive zu 
berichtigen.  
 

  

VII. Straßenbauamt  
Frau Ariane Humpf, 
Tel. 0711 3902-41151 
 

  

Das Plangebiet befindet sich an der Au-
ßenstrecke der K 1266 sowie an der B 
313 in Köngen 
 

  

Vom Straßenbauamt werden gegen den 
Planentwurf keine grundsätzlichen Ein-
wendungen oder Bedenken erhoben. 
 

Kenntnisnahme --- 

An der Außenstrecke von Kreisstraßen 
ist gemäß § 22 Straßengesetz für Ba-
den-Württemberg (StrG) generell mit ei-
ner Bebauung ein Mindestabstand von 
15 m zum äußeren Fahrbahnrand der 
Kreisstraße einzuhalten. Es wird 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

gebeten, die in § 22 StrG definierten öf-
fentlichen Belange zu beachten. 
 
Das Parkhaus West und die geplante 
Lärmschutzwand entlang der K 1266 un-
terschreitet deutlich den geforderten ge-
setzlichen Mindestabstand. Der gerin-
gere Abstand sowie die Detailpläne des 
erforderlichen Lärmschutzes wurden im 
Vorfeld durch die Baugesellschaft Walter 
Hellmilch GmbH eng mit dem Straßen-
bauamt abgestimmt. 
 

  

Für die geplante Bebauung wäre daher 
grundsätzlich eine Ausnahmeerteilung 
nach § 22 Absatz 1 Satz 3 StrG erforder-
lich. 
 

  

Auf die Regelung des § 22 Absatz 6 StrG 
wird hingewiesen, wonach die Absätze 1 
bis 4 des § 22 StrG nicht gelten, soweit 
das Bauvorhaben den Festsetzungen ei-
nes Bebauungsplans entspricht, der min-
destens die Begrenzung der Verkehrsflä-
chen sowie die an diesen gelegenen 
überbaubaren Grundstücksflächen ent-
hält und unter Mitwirkung des Trägers 
der Straßenbaulast zustande gekommen 
ist oder dem der Träger der Straßenbau-
last nachträglich zugestimmt hat.  
 

Kenntnisnahme --- 

Die untere Verwaltungsbehörde stimmt 
im Benehmen mit dem Straßenbauamt 
unter folgenden Auflagen und Hinweisen 
der Planung zu. Diese sind zum verbind-
lichen Bestandteil der (vorhabenbezoge-
nen) Planung zu machen:  
 

  

Auflagen: 
 

Die Auflagen wurden mit dem 
Straßenbauamt abgestimmt. 
Der VBP enthält hierzu entspre-
chende Hinweise. 

 

1. Die Anbringung der Schutzplan-
ken ist nach den Richtlinien passi-
ver Schutzeinrichtungen (RPS) zu 
prüfen. Aus Sicht des Straßen-
bauamtes ist eine durchgängige 
Distanzschutzplanke entlang der 
K 1266 erforderlich. Die passive 
Schutzeinrichtung ist eng mit dem 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Straßenbauamt und der Straßen-
meisterei Kirchheim unter Teck 
abzustimmen. 

 
2. Die regelmäßige Wartung und Un-

terhaltung der Lärmschutzwand ist 
durch den Vorhabenträger vorzu-
nehmen.  

 

  

3. Entlang der K 1266 und B 313 ist 
überall dort, wo keine Lärmschutz-
wand vorhanden ist ein Sicht- und 
Blendschutz notwendig.  

 

  

4. Ein Entwässerungskonzept, auch 
entlang der Bundesstraße, mit 
entsprechenden Berechnungen 
der Oberflächenwasser (Straße, 
Lärmschutzwand) ist dem Stra-
ßenbauamt vorzulegen. Es wird 
dringend empfohlen, einen fach-
kundigen Straßenplaner hinsicht-
lich der Straßenentwässerung mit 
hinzuzuziehen. 

 

  

Hinweise: 
 

  

1. Es wird gebeten, die statische Be-
rechnung der Lärmschutzwand 
auch dem Straßenbauamt vorzu-
legen. 

 

Es wird entsprechend verfahren.  

2. Die Lärmschutzwand entlang der 
B 313 ist mit dem Regierungsprä-
sidium Stuttgart, Abteilung 4, Stra-
ßenwesen und Verkehr abzustim-
men. 

 

Es wurde entsprechend verfah-
ren. 
 

ja 

Dem Neubau der Zufahrt an der K 1266 
am nordöstlichen Rand des Plangebietes 
zur verkehrlichen Erschließung des Pa-
ketzentrums wird zugestimmt. Die bauli-
chen Maßnahmen, die im Zusammen-
hang mit der geplanten neuen Zufahrt 
durchgeführt werden müssen, sind noch 
im Detail vor Baubeginn mit dem Stra-
ßenbauamt abzustimmen. 
 

Es wird entsprechend verfahren. 
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Des Weiteren ist hierbei unbedingt auch 
der Eigentümer des der Zufahrt schräg 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

gegenüberliegenden Grundstücks (Flur-
stück-Nummer 1596) mit einzubeziehen. 
 
Die neue Zufahrt ist auf der Grundlage 
der geltenden Richtlinien für die Anlage 
von Straßen sowie den Ergebnissen der 
Verkehrsuntersuchung zu planen und auf 
Kosten des Vorhabenträgers auszu-
bauen. Die Mehrfläche durch die Anlage 
der Querungs- und Mittelinsel führt zu 
Unterhaltungs- und Erhaltungsmehrauf-
wendungen, die dem Straßenbaulastträ-
ger abgelöst werden müssen. Nähere 
Einzelheiten der späteren Baudurchfüh-
rung, der späteren Eigentumsverhält-
nisse betreffend die baulichen Verände-
rungen an der Kreisstraße, Ablöse-
summe etc. sind vor Baubeginn in einer 
Vereinbarung zwischen dem Landkreis 
Esslingen und dem Vorhabenträger zu 
regeln.  
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

An der Einmündung der neuen Zufahrt in 
die K 1266 ist jederzeit für ausreichende 
Sichtverhältnisse zu sorgen. Entspre-
chende Sichtfelder gemäß RASt 06 sind 
von jeder Sichtbehinderung (Lärmschutz-
wand) freizuhalten.  
 

Sichtfelder werden im Rahmen 
der Ausführungsplanung berück-
sichtigt und wurden im VBP dar-
gestellt. 

ja 

Vor Baubeginn ist zwischen dem Land-
kreis Esslingen und dem Vorhabenträger  
eine weitere Vereinbarung über die Kos-
tentragung, Bauausführung, die späteren 
Eigentumsverhältnisse, Erhaltung und 
Unterhaltung der Lärmschutzwand usw. 
abzuschließen. Dies gilt auch für die dem 
Landkreis Esslingen entstehenden Mehr-
kosten für die spätere Unterhaltung und 
Erhaltung (Ablöse) 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

1. der passiven Schutzeinrichtung, 
 

  

2. die Entwässerung der Lärm-
schutzwand für den Fall, dass 
diese (teilweise) über die Straßen-
entwässerung erfolgen soll und 

 

  

3. die Straßenentwässerung, wenn 
das Entwässerungskonzept ergibt, 
dass der Straßengraben für die 

  



 
- 31 - 

Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Entwässerung nicht mehr aus-
reicht und stattdessen ein Kanal 
und Einlaufschächte eingebaut 
werden müssen. 

 
Die Verkehrssicherheit auf der K 1266 
muss stets gewährleistet sein. 
 

  

Nachdem vom Planbereich auch die B 
313 betroffen ist und es sich hierbei um 
eine klassifizierte Straße in der Baulast 
des Bundes handelt, sollte auch das Re-
gierungspräsidium Stuttgart, Referat 42, 
Industriestraße 5 in 70565 Stuttgart an-
gehört werden. 
 

Beteiligung RP Stuttgart Ref. 42 
ist im Rahmen der Beteiligung § 
4(1) BauGB erfolgt (siehe Abwä-
gung RP, Ziffer 13). 
 
 

ja 

VIII. Straßenverkehrsamt  
Frau Susanne Schnelle, 
Tel. 0711 3902-42651  
 

  

Das Postfrachtzentrum liegt im Gewerbe-
gebiet „Ghai II“ zwischen der B 313 und 
der K 1266. In der Regel wird das 
Frachtzentrum von der B 313 über die 
Ausfahrt Köngen Nord angefahren. Laut 
Gemeinde Köngen habe in den letzten 
Jahren grundsätzlich die Menge an LKW 
erheblich zugenommen, da sich die 
Menge der Pakete, die das Postfracht-
zentrum abfertigt verdoppelt habe. 
 

Kenntnisnahme --- 

Die Ausfahrt Köngen Nord ist teilweise 
zu den Hochzeiten des Paketzustell-
dienstes nicht leistungsfähig genug, um 
den Lieferverkehr abzufertigen. Somit 
entsteht teilweise Rückstau von der „Ro-
bert-Bosch-Straße“ über die „Gottlieb-
Daimler-Straße“ bis auf die B 313. Bei 
Rückstau ist die Verkehrssicherheit ge-
fährdet. Es kann verstärkt zu Auffahrun-
fällen mit Sachschäden und teilweise  
auch Personenschäden kommen. 
 

  

Die Lieferfahrzeuge sollen daher über 
die Ausfahrt Wernau auf die K 1266 und 
direkt über die K 1266 auf das Post-
frachtzentrum gelenkt werden. 
 

  

Viele LKW parken im Gewerbegebiet 
„Ghai II“, bis sie erneut eine Ladung 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

erhalten. Teilweise kann dies auch einen 
Tag dauern. Die Fahrzeuge dürfen nicht 
im Betriebsgelände parken. Somit fehlt 
eine öffentliche Parkfläche für LKW. Das 
Gewerbegebiet „Ghai II“ kann die Lang-
zeitparker nicht bewältigen. Für die Ak-
zeptanz einer Erweiterung des Geländes 
sind optimierte Abläufe auf dem Gelände 
selbst, ohne erkennbare negative Au-
ßenwirkungen (neben verkehrlicher Ver-
stöße, Vermüllung, Notdurftproblematik, 
Lärmbelästigung durch laufende Motoren 
und ähnliches) zu gewährleisten. 
 
Es gab in den vergangenen Jahren viele 
Probleme wegen der wartenden LKW-
Schlangen in der „Robert-Boschstraße“ 
und der „Gottlieb-Daimler-Straße“. Zur 
Verbesserung der Situation wurde in der 
„Robert-Bosch-Straße“ ein beidseitiges 
absolutes Haltverbot angeordnet. Dies 
hat sich grundsätzlich auch bewährt, je-
doch die vorhandenen Problematiken 
nicht gelöst. 
 

  

Eine Verbesserung der Verkehrsabwick-
lung durch Neuordnung der öffentlichen 
Verkehrsfläche in der „Gottlieb-Daimler-
Straße“ wurde von der Gemeinde als 
Straßenbaulastträger bereits geprüft. Die 
Möglichkeiten außerhalb des Betriebsge-
ländes sind erschöpft. 
 

  

Aus Sicht der Straßenverkehrsbehörde 
ist daher dringend eine Erweiterung des 
Postfrachtzentrums zur Schaffung zu-
sätzlicher Stellplatzfläche für Wechsel-
brücken, Container, LKW sowie eine grö-
ßere Aufstellfläche für wartende Lkw und 
Parkplätze im Gelände notwendig. Diese 
müssen, ebenso wie eine Linksabbiege-
spur auf der K 1266 zum Betriebsge-
lände, ausreichend dimensioniert sein. 
Ansonsten ist ein Rückstau über die 
neue geplante Zufahrt auf die K 1266 zu 
befürchten. 
 

  

Die ausreichende Dimensionierung einer 
Linksabbiegespur und des Einmün-
dungstrichters bei der Zufahrt zum 

Eine Linksabbiegespur wurde in 
der Verkehrsuntersuchung be-
rücksichtigt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Gelände ist mit dem zuständigen Stra-
ßenbaulastträger (Straßenbauamt Kirch-
heim unter Teck) zu klären. 
 

Die Dimensionierung wurde mit 
dem Straßenbauamt abgestimmt 
und wird im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung berücksichtigt. 
 

Nach § 33 Absatz 1 Straßenverkehrsord-
nung (StVO — Verkehrsbeeinträchtigun-
gen) ist jede Werbung durch Bild und 
Schrift außerhalb geschlossener Ort-
schaften verboten, wenn dadurch am 
Verkehr Teilnehmende in einer den Ver-
kehr gefährdenden oder erschwerenden 
Weise abgelenkt oder belästigt werden 
können. Innerorts ist Werbung grund-
sätzlich zulässig. 
 

Kenntnisnahme 
Der VBP enthält entsprechende 
Festsetzungen. 

--- 

Nach Auffassung der Verkehrsbehörde 
hat eine Werbeanlage an dieser Stelle 
Außerorts-Charakter, wenn die Werbung 
aus Richtung der B 313 gesehen wer-
den kann, die nicht innerorts liegt. 
 

Der VBP enthält entsprechende 
Regelungen in Bezug auf die Zu-
lässigkeit und Ausführung von 
Werbeanlagen. 
 

 

Für das Verbot des § 33 StVO genügt 
bereits eine abstrakte Beeinträchtigung 
oder Gefährdung des Straßenverkehrs. 
Also muss eingeschätzt werden, wie 
stark ein Verkehrsteilnehmer von der 
Werbeanlage abgelenkt wird. 
 

Kenntnisnahme --- 

Eine Werbeanlage an den Gebäudefas-
saden oder als separater Werbeturm mit 
Sicht auf die B 313 lenkt stark vom Ver-
kehrsgeschehen ab, da in diesem Be-
reich der B 313 ein sehr hohes Verkehrs-
aufkommen herrscht und Rückstau je-
derzeit möglich ist. 
 

Kenntnisnahme --- 

Dies gilt über den festgelegten Anbauab-
stand von 20 m gemäß § 9 Absatz 6 
Bundesfernstraßengesetz hinaus. Auch 
wenn die Werbefläche auf dem Gebäude 
über 20 m von der B 313 entfernt liegt, 
ist eine entsprechende Werbefläche 
dazu geeignet, den Verkehrsteilnehmer 
vom Verkehrsgeschehen abzulenken. 
 

Kenntnisnahme --- 

Im Textteil des Bebauungsplans ist die 
Regelung „Werbeanlagen“ um folgende 
Bestimmung zu ergänzen: 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

„Werbeanlagen sind nur in Form von fir-
meneigenen Schriftzügen und firmenei-
genen Logos zulässig.“ 
 

Der Textteil des VBP enthält ent-
sprechende Festsetzungen. 
 

ja 

Entlang der B 313 ist durch die Vorha-
benträger des Postfrachtzentrums und 
der Trial-Strecke auf deren Grundstücke 
ein ausreichender Blendschutz vorzuse-
hen. 
 

Es wurde ein Gutachten zum 
Thema Lichtimmissionen erstellt 
(Lichttechnische Untersuchung, 
Müller-BBM Industry Solutions 
GmbH, Planegg, 29.03.2023). 
. 
Der Textteil des VBP enthält ent-
sprechende Festsetzungen. 
 
 

 

Die Verkehrsteilnehmer auf der B 313 
dürfen durch gegenläufige Fahrbewe-
gungen auf dem Gelände des Postfracht-
zentrums und des Trial-Geländes nicht 
geblendet oder irritiert werden. 
 

s.o.  

Aus den Unterlagen geht für die untere 
Straßenverkehrsbehörde nicht klar her-
vor, wie künftig auf den Flächen für die 
Sportanlagen die Verkehrsabwicklung für 
Mitglieder des MSC Köngen-Wendlingen 
und für Besucher von Veranstaltungen 
auf dem Trial-Gelände erfolgt. Entspre-
chende Parkplatzmöglichkeiten, bei-
spielsweise im Parkhaus Ost sind sicher-
zustellen. 
 

Die Zufahrt zum festgesetzten 
Sportgelände („Trailgelände für 
Motorräder“) erfolgt von der ge-
planten Zufahrtstraße zum Post-
frachtzentrum. Die notwendigen 
privaten Stellplätze könne auf 
dem Gelände nachgewiesen wer-
den. Großveranstaltungen sind 
aufgrund der begrenzten Platzver-
hältnisse künftig nicht vorgese-
hen. 
 
Verkehre innerhalb des MSC-Ge-
ländes sind nicht Teil der Ver-
kehrsuntersuchung. 
 

ja 

Die Stellungnahme des Polizeipräsidi-
ums Reutlingen wird baldmöglichst nach- 
gereicht. 
 

  

IX. Nahverkehr/ Infrastrukturplanung  
Herr Bastian Bröcker, 
Tel. 0711 3902-42810 
 

  

Es bestehen keine Einwände gegen den 
Planentwurf. 
 

  

X. Katastrophenschutz/ Feuerlösch-
wesen  
Herr Guido Kenner, 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Tel. 0711 3902-42124  
 
1. Löschwasserversorgung 
 

Die Löschwasserversorgung wird 
im weiteren Planungsverlauf be-
rücksichtigt und mit dem Bauan-
trag vorgelegt. 
 

 

Für das Plangebiet ist eine Löschwasser-
versorgung von mindestens 96 m³/h über 
zwei Stunden nach den Vorgaben der 
Technischen Regel des DVGW – Ar-
beitsblatt W405, Fassung Februar 2008, 
sicherzustellen. 
 

Kenntnisnahme --- 

Für Gewerbe- und Industriegebiete erge-
ben sich gegebenenfalls höhere Anforde-
rungen aufgrund der Industriebau-Richtli-
nie. 
 

  

Die Löschwasserversorgung für den ers-
ten Löschangriff zur Brandbekämpfung 
und zur Rettung von Personen muss in 
einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis 
zum Zugang des Grundstücks von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus sicher-
gestellt sein. 
 

  

Die Abstände von Hydranten auf Leitun-
gen in Ortsnetzen, die auch der Lösch-
wasserversorgung (Grundschutz) die-
nen, dürfen 150 m nicht übersteigen. 
Größere Abstände von Hydranten bedür-
fen der Kompensation durch andere ge-
eignete Löschwasserentnahmestellen.  
 

  

Der insgesamt benötigte Löschwasser-
bedarf ist in einem Umkreis (Radius) von   
300 m nachzuweisen. Diese Regelung 
gilt nicht über unüberwindbare Hinder-
nisse hinweg. Das sind zum Beispiel 
mehrspurige Schnellstraßen sowie 
große, langgestreckte Gebäudekom-
plexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu 
den Löschwasserentnahmestellen unver-
hältnismäßig verlängern. 
 

  

Bei der oben genannten Wasserent-
nahme aus Hydranten (Nennleistung) 
darf der Betriebsdruck 1,5 bar nicht un-
terschreiten.  
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
2. Flächen für die Feuerwehr 
 

  

Flächen für die Feuerwehr sind gemäß 
den Anforderungen der Verwaltungsvor-
schrift Feuerwehrflächen und § 2 der All-
gemeinen Ausführungsverordnung des 
Wirtschaftsministeriums zur Landesbau-
ordnung vorzusehen. 
 

Kenntnisnahme 
Entsprechende Aufstellflächen 
werden im Rahmen der Bauge-
nehmigungsplanung berücksich-
tigt. 

--- 

Um Berücksichtigung im Planentwurf 
wird gebeten. 
 

  

XI. Abfallwirtschaftsbetrieb  
Herr Michael Seidl, 
Tel. 0711 3902-44292 

  

Anlagen des Abfallwirtschaftsbetriebs 
sind nicht betroffen. 
 

  

XII. Untere Abfallrechtsbehörde  
Herr Jochen Göltl, Tel. 0711 3902-46145 
 

  

Das Landeskreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKreiWiG) verlangt gemäß § 3 Absatz 3,  
dass bei der Ausweisung von Baugebie-
ten und der Durchführung von Bauvorha-
ben im Sinne von § 3 Absatz 4 LKreiWiG 
die Abfallrechtsbehörden und die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit, 
insbesondere im Rahmen der Anhörung 
der Träger öffentlicher Belange, darauf 
hinwirken sollen, dass ein Erdmassen-
ausgleich durchgeführt wird. 
 

Kenntnisnahme 
Durch eine Aufschüttung des be-
stehenden Geländes und eine 
entsprechende Festlegung der 
Erdgeschossfußbodenhöhen 
kann das anfallende Aushubmate-
rial überwiegend auf dem Bau-
grundstück untergebracht werden, 
soweit Altlasten nicht entgegen-
stehen. 
 

--- 

Diese rechtliche Neuregelung verstärkt 
die bereits geltende Rechtslage, dass 
nach § 10 Landesbauordnung (LBO) ein 
Erdmassenausgleich für den Geltungs-
bereich der LBO von den zuständigen 
Baurechtsbehörden bereits vor der Neu-
regelung des LKreiWiG verlangt werden 
konnte.  
 

s.o.  

Insofern sollte, soweit möglich, bei der 
Konzeption von Baugebieten der Vermei-
dung von zu entsorgendem Bodenaus-
hub dadurch Rechnung getragen wer-
den, dass der zu entsorgende Aushub 
u.a. in Lärmschutzwänden innerhalb des 

s.o.  
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Gebietes, zur Geländemodellierung und 
zur Rückverfüllung von Baugruben ver-
wendet wird. Insbesondere kann durch 
die planerische Festsetzung des Stra-
ßen- und Gebäudeniveaus die Durchfüh-
rung eines Ausgleichs der bei der Be-
bauung anfallenden Erdmassen ermög-
licht werden. In Gebieten mit erhöhten 
Belastungen im Sinne der Regelung des 
§ 12 Absatz 10 Bundes-Bodenschutzver-
ordnung kommt diesen Maßnahmen eine 
besondere Bedeutung zu. In diesen Ge-
bieten mit erhöhten Schadstoffgehalten 
in Böden ist eine Verlagerung von Bo-
denmaterial innerhalb des Gebietes dann 
zulässig, wenn die in § 2 Absatz 2 Num-
mern 1 und 3 Buchstabe b und c des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes genann-
ten Bodenfunktionen (= „natürlichen Bo-
denfunktionen“) nicht zusätzlich beein-
trächtigt werden und insbesondere die 
Schadstoffsituation am Ort des Aufbrin-
gens nicht nachteilig verändert wird. 
 
Der vorliegende Bebauungsplanentwurf 
beinhaltet hinsichtlich des Erdmassen-
ausgleichs keine Angaben. Es wird da-
her gebeten, diese im weiteren Verfah-
ren nachzureichen. 
 

Der Umweltbericht enthält ein-
sprechende Ausführungen. 

ja 

Es wird in diesem Zusammenhang da-
rauf hingewiesen, dass der Belang „Erd-
massenausgleich“ als Abwägungsaspekt 
bei der Planungsabwägung/ Planungser-
messen zu berücksichtigen ist. Wird die 
Berücksichtigung unterlassen, liegt 
Rechtswidrigkeit eines Bebauungsplans 
wegen Abwägungsausfalls hinsichtlich 
des Belangs „Erdmassenausgleich“ vor. 
 

Durch eine Aufschüttung des be-
stehenden Geländes und eine 
entsprechende Festlegung der 
Erdgeschossfußbodenhöhen 
kann das anfallende Aushubmate-
rial überwiegend auf dem Bau-
grundstück untergebracht werden, 
soweit Altlasten nicht entgegen-
stehen. 
Darüber hinaus ist geplant 
Oberboden aus dem Vorhabens-
bereich auf geeigneten Ackerflä-
chen auszubringen.  
 
Ein Bodenschutzkonzept inkl. Bo-
denverwertung wird erstellt. 
 
 
 
 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

XIII. Untere Baurechtsbehörde  
 Frau Heike Balz, Tel. 0711 3902-42461 
 

  

1. Anpassung an die Ziele der Raumord-
nung 
 

  

Bauleitpläne sind den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen (§ 1 Absatz 4 
BauGB). 
 

  

Der nordöstliche Planbereich befindet 
sich in einem regionalen Grünzug 
(PS.3.1.1 [Z]) laut Regionalplan des 
VRS, rechtsverbindlich seit 22.07.2009. 
Es wird empfohlen, das weitere Vorge-
hen mit dem VRS abzustimmen. 
 

Zielabweichungsverfahren wird 
durchgeführt. 

ja 

2. Entwicklungsgebot 
 

  

Nach § 8 Absatz 2 BauGB ist der Bebau-
ungsplan aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln. 
 

  

Das Änderungsverfahren zum Flächen-
nutzungsplan ist somit forciert durchzu-
führen. 
 

FNP-Änderungsverfahren wird pa-
rallel durchgeführt. 

ja 

3. Umweltbericht (§ 50 Umweltverträg-
lichkeitsprüfungsgesetz [UVPG], § 2a 
BauGB) 
 

Der Umweltbericht wurde erstellt.  
 

ja 

Das Bebauungsplanverfahren ist als Re-
gelverfahren durchzuführen. Daher ist 
ein Umweltbericht mit Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung vorzulegen. 
 

  

Standortalternativen sind im Umweltbe-
richt, auch mit Blick auf die Streuobstbe-
stände detailliert aufzuzeigen. 
 

Wird im Umweltbericht abgearbei-
tet. 

ja 

Es wird angeregt, im Umweltbericht auf § 
1 Absatz 4 und § 50 UVPG beziehungs-
weise die Vorschriften des BauGB einzu-
gehen. 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

An den Umweltbericht (§ 2 Absatz 4 und 
den §§ 2a und 4a BauGB) werden be-
stimmte Anforderungen (siehe auch 
Muster-Einführungserlass zum Gesetz 
zur Umsetzung der Richtlinie 

Der Umweltbericht wurde als Be-
standteil der Begründung erstellt 
(Büro Tier- und Landschaftsökolo-
gie, Dr. Jürgen Deuschle, Kön-
gen). 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

2014/52/EU im Städtebaurecht und zur 
Stärkung des neuen Zusammenlebens in 
der Stadt und zu weiteren Änderungen 
des Baugesetzbuchs (BauGBÄndG 2017 
– Mustererlass) gestellt. 
 
Die Bestandteile des Umweltberichts 
nach § 2 Absatz 4 und § 2a Satz 2 
BauGB sind in Anlage 1 zum BauGB 
dargelegt. Es handelt sich hierbei um ein 
verbindliches Prüfschema für die Zusam-
menstellung des umweltbezogenen Ab-
wägungsmaterials.  
 

Der Umweltbericht wurde entspre-
chend erstellt. 

ja 

So ist unter anderem auch auf eine Be-
trachtung des Vorhabens während der 
Bauphase, die Art und Menge der Immis-
sionen, der Klimarelevanz des Vorha-
bens und eine Betrachtung von Unfällen 
und Katastrophen einzugehen. 
 

Der Umweltbericht wurde entspre-
chend erstellt. 

ja 

Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Umweltbericht hierbei eine Doppelfunk-
tion erfüllt: Er ist wegen der im BauGB 
umgesetzten Integrationslösung Umwelt-
bericht im Sinne der Richtlinie über die 
strategische Umweltprüfung (SUP)-
Richtlinie 1 und Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP)-Bericht im Sinne der 
UVP-Richtlinie. 
 

Der Umweltbericht wurde entspre-
chend erstellt. 

ja 

4. Anmerkungen zu einzelnen planungs-
rechtlichen Festsetzungen/ örtlichen 
Bauvorschriften 
 

  

o Werbeanlagen zur Fremdwerbung 
(im rechtlichen Sinne nicht stören-
der Gewerbebetriebe) können 
nicht über die örtlichen Bauvor-
schriften (Gestaltungsvorschriften) 
gänzlich ausgeschlossen werden. 
Vielmehr findet sich die Rechts-
grundlage für den Ausschluss in § 
1 Absatz 9 und § 1 Absatz 5 
Baunutzungsverordnung (pla-
nungsrechtliche Festsetzungen). 
Der Ausschluss ist zu begründen. 

o  
 

Kenntnisnahme 
 
Der VBP enthält Festsetzungen 
zu Werbeanlagen. 

--- 
 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

10. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung Wirtschaft und Infra-
struktur 
(Schreiben vom 19.08.2022) 

  

Raumordnung 
 
Geplant ist die Erweiterung und Ertüchti-
gung des bestehenden DHL Paketzent-
rums südlich der K 1266 (Plochinger 
Straße) in Köngen/Wendlingen am 
Neckar. Hierzu soll der o.g. vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan aufgestellt und 
der Flächennutzungsplan entsprechende 
geändert werden.  
 

  

Der nordöstlichste Teil des Plangebiets 
ragt in einen Regionalen Grünzug sowie 
ein Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und 
Landschaftspflege. 
 

Das Zielabweichungsverfahren 
wird parallel durchgeführt. 

ja 

Nach Plansatz (PS) 3.1.1 (Z) Regional-
plan Stuttgart sind die in der Raumnut-
zungskarte festgelegten Regionalen 
Grünzüge Vorranggebiete für den Frei-
raumschutz mit dem Ziel der Erhaltung 
und Verbesserung des Freiraumes und 
der Sicherung des großräumigen Frei-
raumzusammenhangs. Die Regionalen 
Grünzüge dienen der Sicherung der Frei-
raumfunktionen Boden, Wasser, Klima, 
Arten- und Biotopschutz, der naturbezo-
genen Erholung sowie insbesondere der 
land- und forstwirtschaftlichen Bodennut-
zung und Produktion. Regionale Grün-
züge dürfen keiner weiteren Belastung, 
insbesondere durch Bebauung ausge-
setzt werden. Funktionswidrige Nutzun-
gen sind ausgeschlossen. 
 

s.o.  

Bei vorgenanntem Plansatz handelt es 
sich um ein Ziel der Raumordnung. Alle 
Bauleitpläne sind den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 
BauGB). Ziele der Raumordnung sind als 
verbindliche Vorgaben, die nicht der Ab-
wägung unterliegen, zu beachten (§ 3 
Abs.1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG). 
 

s.o.  
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Aufgrund seiner Lage verstößt das vor-
liegende Vorhaben gegen PS 3.1.1 (Z) 
Regionalplan 
 

s.o.  

Gem. § 24 Landesplanungsgesetz kann 
das Regierungspräsidium Stuttgart als 
höhere Raumordnungsbehörde im Ein-
zelfall auf Antrag eine Abweichung von 
einem Ziel der Raumordnung zulassen, 
wenn die Abweichung unter raumordneri-
schen Gesichtspunkten vertretbar ist und 
die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden. Ein solches Zielabweichungs-
verfahren wird von der Stadt Wendlingen 
am Neckar, der Gemeinde Köngen und 
dem GVV Wendlingen derzeit bereits 
vorbereitet. Bis zum Abschluss des Ver-
fahrens bestehen unsererseits Bedenken 
hinsichtlich der Vereinbarkeit des Vorha-
bens mit PS 3.1.1 (Z) Regionalplan (Re-
gionaler Grünzug). 
 

s.o.  

Ferner ragt das Plangebiet in ein Gebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege. 
Gem. PS 3.2.1 (G) Regionalplan werden 
zur Erhaltung und Verbesserung der 
Funktions- und Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes sowie zur Sicherung 
und Förderung der biologischen Vielfalt 
Vorbehaltsgebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege festgelegt und in der 
Raumnutzungskarte gebietsscharf dar-
gestellt. Ihren Belangen kommt bei der 
Abwägung mit konkurrierenden Nutzun-
gen ein besonderes Gewicht zu. Wir bit-
ten, die Begründung um eine entspre-
chende Auseinandersetzung mit dem 
Plansatz zu ergänzen. 
 

Der Umweltbericht enthält ent-
sprechende Ausführungen. 

ja 

Schließlich sollte die Diskrepanz bei den 
Flächenangaben (FNP: 15, 2 ha und 
BPL: 15,5 ha) ausgeräumt werden.  
 

Keine Änderung notwendig. 
Die Abgrenzung der FNP-Ände-
rung umfasst im Gegensatz zum 
Geltungsbereich des Bebauungs-
plans nicht Teile der bestehenden 
Verkehrsflächen der Plochinger 
Straße. 
 
 
 
 

nein 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Abteilung 5 – Umwelt 
 

  

Naturschutz: 
 

  

Flächen des Artenschutzprogramms Ba-
den-Württemberg sind vom Vorhaben 
nicht betroffen. 
 

  

Das Vorhabengebiet grenzt in gerade 
einmal ca. 80 m Entfernung im Süden an 
das Naturschutzgebiet „Neckarwasen“. 
Unter Berücksichtigung der Verordnung 
des Regierungspräsidiums Stuttgart über 
das Naturschutzgebiet vom 23.03.1992 
ist zu beachten, dass nach § 23 Abs. 2 
BNatSchG auch Handlungen verboten 
sind, die zwar außerhalb eines Natur-
schutzgebietes stattfinden, sich in die-
sem aber negativ auswirken. 
 

Wurde im Umweltbericht abge-
handelt. 
 

ja 

Die Bebauungsplanfläche liegt zudem in-
nerhalb von Suchräumen von Biotopver-
bundflächen feuchter Standorte (vgl. 
Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW, 2014). Sollten diese Flächen 
überplant werden, so wird unter natur-
schutzrechtlichen Gesichtspunkten auf § 
22 Abs. 2 S. 1 NatSchG BW i.V.m. § 21 
BNatSchG verwiesen, wonach alle öf-
fentlichen Planungsträger bei ihren Pla-
nungen die Belange des Biotopverbun-
des zu berücksichtigen haben. Auch ist 
der Biotopverbund im Rahmen der Ein-
griffsregelung zu berücksichtigen. 
 

Kenntnisnahme 
Das Vorgehen wurde mit dem 
LRA abgestimmt. 

--- 

Nach den vorgelegten Unterlagen wird 
im weiteren Verfahren eine spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung (saP) durch-
geführt und ein entsprechendes Maß-
nahmenkonzept für Natur- und Arten-
schutz entwickelt. Eine abschließende 
Beurteilung von Betroffenheiten streng 
geschützter Arten durch die höhere Na-
turschutzbehörde sowie eine abschlie-
ßende Stellungnahme kann daher erst 
nach Vorlage der saP erfolgen. 
 

Die saP mit entsprechendem 
Maßnahmenkonzept wurde durch 
das Büro Tier- und Land-
schaftsökologie, Dr. Jürgen 
Deuschle, Köngen erstellt. Das 
Maßnahmenkonzept wurde im 
Vorfeld mit den entsprechenden 
Behörden abgestimmt. 

ja 

Dennoch möchten wir bereits zum jetzi-
gen Zeitpunkt folgende Hinweise geben: 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Die betroffenen Flächen bilden durch 
ihre hohe Strukturvielfalt und zahlreichen 
Habitatbäume Lebensraum für viele be-
sonders und streng geschützte Tierarten 
und dienen dazu als Pufferhabitat für Ar-
ten der angrenzenden Naturschutzge-
biete.  
Sie sind damit von hohem naturschutz-
fachlichen Wert, was auch die Ergeb-
nisse der bereits durchgeführten Artkar-
tierungen durch einen Gutachter bestäti-
gen. Auch möchten wir bereits darauf 
hinweisen, dass eine Betroffenheit von 
großen Populationen von besonders und 
streng geschützten Arten mit einem ho-
hen Ausgleichsaufwand verbunden ist 
und gegebenenfalls Ausnahmen von den 
Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG sowie ggf. von dem Verbot 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 BArtSchV notwen-
dig werden. 
 

Die entsprechenden Ausnahmen 
von den Verbotstatbeständen 
werden gestellt. 

ja 

Insbesondere im Zusammenhang mit 
dem Nachweis einer großen Zau-
neidechsen-Population möchten wir be-
reits auf folgendes hinweisen:  
Sofern im Rahmen der Vergrämung/Um-
setzung/Umsiedlung beim Fang von im 
Eingriffsbereich befindlichen Zau-
neidechsen eine Schlinge verwendet 
werden soll, bedarf es für den Schlingen-
fang einer Ausnahme gemäß § 4 Abs. 3 
BArtSchV von dem Verbot nach § 4 Abs. 
1 Nr. 1 BArtSchV. Der Antrag ist frühzei-
tig beim Regierungspräsidium Stuttgart 
(Referat 55) zu stellen. In dem Antrag 
sind die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 
BArtSchV entsprechend darzulegen.  
Sollten nach der Beurteilung der zustän-
digen unteren Naturschutzbehörde inner-
halb des Aktionsraumes der im Eingriffs-
bereich befindlichen Zauneidechsen-Po-
pulation keine Ersatzhabitate zur Umset-
zung gefunden werden, so ist eine Um-
siedlung der Tiere in entferntere Habitate 
notwendig. Dies bedarf ebenfalls einer 
Ausnahme nach § 45 BNatSchG von den 
Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG, wofür ein entsprechender 

Die Ausnahmeanträge werden 
gestellt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Antrag beim Regierungspräsidium Stutt-
gart (Referat 55) zu stellen ist. 
 
Im Rahmen des Ausnahmeantrags ist 
insbesondere darzulegen, wo sich die 
Ersatzflächen konkret befinden und, 
dass sie artgerecht aufgewertet wurden. 
Des Weiteren sind die Art und Weise des 
Vorgehens bei der Umsiedlung, der Zeit-
raum, die Nutzung von Hilfsmitteln sowie 
die Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 
BNatSchG darzulegen. 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

Obwohl für das Nachstehende eine Zu-
ständigkeit der unteren Naturschutzbe-
hörde gegeben ist, möchten wir folgende 
Hinweise geben: 
 

  

Der Vorhabenbereich grenzt im Norden 
direkt an das Landschaftsschutzgebiet 
„Köngen“. Soweit im Rahmen des Vorha-
bens in Flächen des Landschaftsschutz-
gebiets eingegriffen werden sollte, so ist 
zur Umsetzung des Vorhabens ggf. eine 
Befreiung/Erlaubnis von den Verbotsvor-
schriften der Verordnung über das be-
treffende Landschaftsschutzgebiet erfor-
derlich ist. 
 

Kenntnisnahme 
In das Landschaftsschutzgebiet 
wird nicht eingegriffen. 

--- 

Darüber hinaus grenzt im Norden an den 
Vorhabenbereich ein nach § 30 
BNatSchG und § 33 NatSchG gesetzlich 
geschütztes Biotop. Soweit im Rahmen 
der Maßnahmenumsetzung bzw. des 
Ausbauvorhabens in geschützte Biotope 
eingegriffen werden sollte, wäre gemäß 
§ 30 Abs. 3 BNatSchG, § 33 Abs. 3 Nr. 2 
NatSchG mit der zuständigen unteren 
Naturschutzbehörde zu klären, ob es ei-
ner Ausnahme bedarf und ob diese er-
teilt werden könnte. 
 

Kenntnisnahme 
In das geschützte Biotop wird 
nicht eingegriffen. Die Betroffen-
heit bzw. der Ausgleich der Ein-
griffe in weitere geschützte Bio-
toptypen im Eingriffsbereich (u. a. 
Feldhecken und Feldgehölze) 
wird im Umweltbericht behandelt. 

--- 

Die weitere naturschutzfachliche Beurtei-
lung sowie die artenschutzrechtliche Prü-
fung (ggf. inkl. der CEF-Maßnahmen) 
gem. §§ 44 ff. BNatSchG obliegen 
grundsätzlich zunächst der unteren Na-
turschutzbehörde. Nur dann, wenn für 
streng geschützte Tier- und Pflanzenar-
ten eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 

Das Maßnahmenkonzept sowie 
die Erforderlichkeit entsprechen-
der Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG oder Befreiungen nach 
§ 67 BNatSchG werden mit der je-
weils zuständigen Behörde abge-
stimmt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

BNatSchG oder eine Befreiung nach § 
67 BNatSchG erforderlich ist, bedarf es 
eines Antrags an das Regierungspräsi-
dium (Referat 55). Gleiches gilt, wenn es 
für streng geschützte sowie für nicht 
streng geschützte Arten zusammen einer 
Ausnahme oder Befreiung bedarf. 
 
Ergänzende Hinweise: 
 

  

Wenn Festsetzungen eines FNP/BPL mit 
den Regelungen einer naturschutz- bzw. 
artenschutzrechtlichen Verbotsregelung 
nicht zu vereinbaren sind, ist der 
FNP/BPL mangels Erforderlichkeit dann 
unwirksam, wenn sich die entgegenste-
henden naturschutz- bzw. artenschutz-
rechtlichen Regelungen als dauerhaftes 
rechtliches Hindernis erweisen. Wirksam 
ist der FNP/BPL hingegen, wenn für die 
geplante bauliche Nutzung die Erteilung 
einer Ausnahme oder Befreiung von die-
sen Bestimmungen rechtlich möglich ist, 
weil objektiv eine Ausnahme- oder Be-
freiungslage gegeben ist und einer Über-
windung der artenschutzrechtlichen Ver-
botsregelung auch sonst nichts entge-
gensteht. 
 

Kenntnisnahme 
 
Durch das Büro Deuschle wurde 
eine spezielle artenschutzrechli-
che Prüfung (saP) sowie ein Maß-
nahmenkonzept zum naturschutz-
rechtlichen und artenschutzrecht-
lichen Ausgleich erarbeitet und 
mit der unteren Naturschutzbe-
hörde beim LRA Esslingen abge-
stimmt. 
Die im Einzelfall notwendigen An-
träge auf Ausnahme oder Befrei-
ung im Hinblick auf für streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder 
§ 67 BNatSchG werden frühzeitig 
bei der zuständigen Stelle des 
Regierungspräsidiums Stuttgart 
(Ref 55) gestellt. 
 
Dauerhafte rechtliche Hindernisse 
sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
erkennbar. 
 

--- 

Im Zusammenhang mit der geplanten Er-
richtung neuer Gebäude ist der gesetzli-
che Artenschutz nach § 44 BNatSchG, 
hier insbesondere auch mögliche Vor-
kommen von Vögeln und Fledermäusen, 
zu berücksichtigen. Hierzu möchten wir 
auf Folgendes hinweisen: 
 

s.o.  

· Das Risiko einer signifikanten Er-
höhung von Vogelschlag an Glas-
bauteilen ist insbesondere im Hin-
blick auf wichtige Vogelvorkom-
men und gemäß § 44 BNatSchG 
zu vermeiden. Daher sind grund-
sätzlich große Glasflächen und 

Der VBP enthält entsprechende 
Hinweise zum Vogelschlag: 
 
Zur Vermeidung der Tötung und 
Verletzung von Vögeln an Glas-  
und Fensterfronten von Gebäu-
den, Gebäudeteilen und 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Über-Eck-Verglasungen möglichst 
auszuschließen. 

 

Anbauten sind diese vogelschlag-
sicher zu gestalten. Für die Aus-
gestaltung der Fronten sind die 
Fachempfehlungen der Schweize-
rischen Vogelschutzwarte 
(Schmid et al. 2012, Vogelfreund-
liches Bauen mit Glas und Licht) 
zu berücksichtigen. 

· Informationen für nachhaltige Be-
leuchtungskonzepte zum Schutz 
von Menschen, aber auch zum 
Schutz von z.B. Insekten und 
nachtaktiven Tieren geben Ihnen 
folgende Internet-Links: 
https://www.sternenpark-schwae-
bische-alb.de/richtig-umrues-
ten.html ; https://www.bios-
phaerenreservat-rhoen.de/ser-
vice/publikationen (Stichwort: Au-
ßenbeleuchtung). 

 

Der VBP enthält entsprechende 
Hinweise zu einer insektenscho-
nenden Beleuchtung: 
 
Die Beleuchtung des Außenbe-
reichs und von Werbeanlagen ist 
insektenschonend unter Verwen-
dung von LED-Leuchtmitteln oder 
gleichwertigen insektenschonen-
den Leuchtmitteln  
auszuführen. 

ja 

· Falleffekte, insbesondere für 
Kleintiere, sollten durch engstre-
bige Gullydeckel und engma-
schige Schachtabdeckungen re-
duziert werden (s. http://www.ar-
tenschutz-am-haus.de/doku-
mente-links/dokumente/ (Informa-
tionsblatt Tierfallen im Siedlungs-
bereich). 

 

Der VBP enthält entsprechende 
Hinweise zum entsprechenden 
Schutz von Kleintieren. 
 

ja 

· Es wird angeregt, an Bäumen des 
Plangebiets sowie an oder in Ge-
bäudefassaden künstliche Nisthil-
fen für Vögel und künstliche Quar-
tiere für Fledermäuse anzubrin-
gen. Bei der Initiierung bzw. Orga-
nisation einer dauerhaften Betreu-
ung der Nisthilfen und Quartiere 
können ggf. die örtlichen Natur-
schutzvereinigungen unterstützen. 

 

Die Anregung ist fachlich sinnvoll, 
um die Biodiversität auch in be-
bauten Bereichen zu fördern. Es 
gibt erprobte technische Lösun-
gen, die z. B. fassadenintegriert 
umsetzbar sind, vgl. 
http://www.artenschutz-am-
haus.de/media/broschuere_arten-
schutz_am_haus.pdf, S. 16-19. 
 

ja 

· Des Weiteren wird angeregt, nicht 
nur auf öffentlichen, sondern auch 
auf privaten Grünflächen im Plan-
gebiet möglichst standortheimi-
sche Bäume, Sträucher, Stauden 
und Gräser zu verwenden. 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

· Durch dauerhafte extensive Be-
grünung von Flachdächern und 
schwach geneigten Dachformen 
verringert sich der Abfluss von 
Niederschlagswasser und gleich-
zeitig werden Nahrungshabitate 
für zahlreiche Tierarten geschaf-
fen. 

 

  

Vor Baubeginn ist deshalb u.a. mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbe-
hörde ein Maßnahmenkonzept abzustim-
men. 
 

Das Maßnahmenkonzept wird 
frühzeitig mit der unteren Natur-
schutzbehörde abgestimmt. 

ja 

Für Rückfragen stehen Ihnen  
Herr Kitz, Referat 55, 
0711/904-15509, 
Claudius.Kitz@rps.bwl.de  
Frau Rübesam, Referat 56, 
 0711/904-15611 
Ella.Ruebesam@rps.bwl.de 
zur Verfügung 
 

  

Anmerkung: 
 

  

Die Abteilungen 4 - Mobilität, Verkehr, 
Straßen- wird bei Bedarf gesondert Stel-
lung nehmen. 
 

Kenntnisnahme --- 

Die Abteilung 8 - Landesamt für Denk-
malpflege - meldet Fehlanzeige. 
 

Kenntnisnahme --- 

Hinweis: 
 

  

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits 
geschehen - um Beachtung des Erlasses 
zur Koordination in Bauleitplanverfahren 
vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem 
Formblatt  
(abrufbar unter https://rp.baden-wuert-
temberg.de/themen/bauen/bauleitpla-
nung/).  
 

Kenntnisnahme --- 

Zur Aufnahme in das Raumordnungska-
taster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG ge-
beten, dem Regierungspräsidium nach 
Inkrafttreten des Planes eine Fertigung 
der Planunterlagen in digitalisierter Form 
an das Postfach KoordinationBauleitpla-
nung@rps.bwl.de zu senden. Die 

Es wird entsprechend verfahren. ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Stadtkreise und großen Kreisstädte wer-
den gebeten, auch den Bekanntma-
chungsnachweis digital vorzulegen 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren. 
 

Kenntnisnahme --- 

11. Polizeipräsidium Reutlingen 
(Schreiben vom 25.08.2022) 

 

  

Zitat: 
„Im Wesentlichen verweisen wir auf 
frühere Stellungnahmen und Bespre-
chungen sowie die Gesprächsnotiz vom 
27.04.2021 anlässlich eines Online-Vor-
stellungstermins mit den Knackpunkten: 
 

  

· leistungsfähig untersuchte Links-
abbiegespur auf der K 1266, 

 

Die Leistungsfähigkeit der Links-
abbiegespur von der K1266 auf 
das DHL-Gelände wurde in der 
Verkehrsuntersuchung rechne-
risch nachgewiesen und mit dem 
Straßenbauamt abgestimmt. 
 

ja 

· hinreichend dimensionierte Zu-
fahrt zur Gewährleistung einer zu 
verhindernden Nutzung unvorher-
gesehener Fahrbahnteile, 

 

s.o. 
 

 

· hinreichend dimensionierte Flä-
chen und intelligente Organisation 
auf dem Areal selbst zum Aus-
schluss von Rückstaus in den öf-
fentlichen Verkehrsraum, 

 

Mit dem geplanten Erschließungs-
system wird insbesondere das 
Ziel verfolgt Rückstau im Bereich 
der umgebenden Bestandsstra-
ßen künftig zu vermeiden.  
Die Planungen zu den Verkehrs-
flächen innerhalb des Grundstü-
ckes werden in der Verkehrsun-
tersuchung aufgenommen und im 
Gutachten sowie in der Begrü-
nung zum VBP erläutert. 
 

ja 

· Ausschluss von Blendwirkungen 
jeglicher Art auf die K 1266 und 
insbesondere Kraftfahrstraße B 
313 weder durch Arealbeleuch-
tung noch durch Werbeanlagen 
verursacht, 

 

Es wird ein Gutachten zum 
Thema Lichtimmissionen erstellt 
(Lichttechnische Untersuchung, 
Müller-BBM Industry Solutions 
GmbH, Planegg, 29.03.2023). 

. 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

· Jegliches, konsequentes Freihal-
ten von Flächen des öffentlichen 
Raums, auch auf der Bestands-
seite im Süden des Areals und auf 
den Zuwegungen von der B 313 
kommend, Ausschluss von Rück-
staus, Wechselbrückenarbeiten 
u.a., 

 

s.o.  

· klare, innerbetriebliche Ansagen 
und Planungen um Abläufe zu 
etablieren, Ziel ist die konse-
quente Entlastung öffentlichen Inf-
rastruktur, 

 

Der Nachweis der Leistungsfähig-
keit des öffentlichen Verkehrsnet-
zes ist im Rahmen der Verkehrs-
untersuchung erfolgt. 
Planungen zu innerbetrieblichen 
Abläufen innerhalb des Grundstü-
ckes wurden in der Untersuchung 
aufgenommen und erläutert. 
 

ja 

· Planung hinreichender Parkflä-
chen für das nach Norden wan-
dernde Trailgelände. 

 

Die Zufahrt zum festgesetzten 
Sportgelände („Trailgelände für 
Motorräder“) erfolgt von der ge-
planten Zufahrtstraße zum Post-
frachtzentrum. Die notwendigen 
privaten Stellplätze können auf 
dem Gelände nachgewiesen wer-
den. Großveranstaltungen sind 
aufgrund der begrenzten Platzver-
hältnisse künftig nicht vorgese-
hen. 
 

ja 

Im Übrigen verweisen wir auf einschlägi-
ges Bau– und Straßenrecht und die Ex-
pertise der Straßenbaulastträger und des 
untersuchenden Büros.“ 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

12. Netze BW GmbH 
(Schreiben vom: 06.09.2022) 

 

  

Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungs-
plans verlaufen elektrische Anlagen der 
Netze BW GmbH.  
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

> Stellungnahme der Netzentwick-
lung Projekte Genehmigungsma-
nagement Sparte 110-kV-Netz 
(NETZ TEPM) 

 

  

In der Begründung zum Bebauungsplan 
bitten wir folgenden Text zu überneh-
men: 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
Für die überörtliche Stromversorgung be-
steht eine Trasse für eine 110-kV-Lei-
tung der Netze BW. Innerhalb der mit 
Leitungsrecht bezeichneten Flächen ist 
eine bauliche Nutzung nicht und eine an-
dere Nutzung nur in beschränkter Weise 
und nur im Einvernehmen mit der Netze 
BW zulässig. 
 

Der VBP enthält entsprechende 
nachrichtliche Darstellungen und 
Hinweise. 

ja 

Um die nicht sinnvoll bebaubaren Flä-
chen im Schutzstreifen unserer 110-kV-
Leitungsanlage zu nutzen, empfehlen wir 
die Flächen im Schutzstreifen als öffentli-
che und private Grünflächen (z.B. als 
Flächen oder Maßnahmen zum Aus-
gleich für die Eingriffe in Natur und Land-
schaft) oder als Verkehrsflächen festzu-
setzen. Jegliche Nutzungsänderungen 
im Schutzstreifen sind mit uns abzustim-
men, um sicherzustellen, dass die erfor-
derlichen Mindestabstände eingehalten 
werden. 
 

Eine Abstimmung mit der Netze 
BW erfolgt. 

ja 

Bei der Ausarbeitung des zeichnerischen 
Teils des Bebauungsplans ist unsere 
110-kV-Leitungsanlage einschließlich 
des Schutzstreifens mit je 27,0 m rechts 
und links der Leitungsachse nach Ziffer 8 
und 15.5 der Planzeichenverordnung 
(PlanZV) als Hauptversorgungsleitung 
(§ 9 Abs.1 Nr.13 BauGB darzustellen. 
 

s.o.  

Auf dem Schutzstreifen ist sowohl im 
zeichnerischen als auch im textlichen 
Teil ein Leitungsrecht (§ 9 Abs.1 Nr.21 
BauGB) zugunsten der Netze BW festzu-
setzen.  
 

s.o.  

Im gesamten Bebauungsplan ist der Lei-
tungsanschrieb mit „110-kV Netze BW“ 
zu versehen. 
 

s.o.  

Nach dem uns vorliegenden Bebauungs-
planentwurf sind im Schutzstreifen unse-
rer 110-kV-Leitung keine Gebäude, son-
dern Flächen für Sportanlagen („Trial-
Gelände“) vorgesehen. Der Darstellung 
der Baugrenzen können wir daher zu-
stimmen. 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
Dieser Ausweisung im Schutzstreifen der 
110-kV-Leitung können wir nur unter 
nachfolgenden Voraussetzungen zustim-
men.  
 

  

1. Nachstehenden Auflagen sind im 
textlichen Teil des Bebauungs-
plans zu berücksichtigen. Die bau-
planungsrechtlichen Festsetzun-
gen und örtlichen Bauvorschriften 
sind entsprechend anzupassen 
bzw. zu verfassen: 

 

Der VBP enthält entsprechende 
Festsetzungen und Hinweise. 

ja 

1.1  Die max. zulässigen Gebäudehö-
hen und erforderlichen Mindestabstände 
im Schutzstreifen der 110-kV-Leitung re-
geln sich gem. DIN EN 50341 und sind 
im Einzelfall jeweils mit der Netze BW 
abzustimmen. Die Bauantragsunterlagen 
sind der Netze BW zur Prüfung vorzule-
gen. 
 

  

1.2  Jegliche Bauvorhaben und Er-
schließungsplanungen im Abstand von 
30 m rechts und links der 110-kV-Lei-
tungachse sind der Netze BW zur Prü-
fung vorzulegen. (Zu Bauvorhaben zäh-
len auch die Errichtung von Kaminen, 
Antennen, Blitzableitern, Reklametafeln, 
Werbetafeln, Fahnenmasten, Laternen-
masten, Gerüste u.ä.). Die Mindestab-
stände von 110-kV-Leitungen zu bauli-
chen und sonstigen Nutzungen sind un-
terschiedlich bemessen; Grundlage hier-
für ist die DIN EN 50341. 
 

  

1.3  Jegliche untergeordneten Bauteile 
innerhalb des Schutzstreifens bedürfen 
einer Zustimmung der Netze BW. Hierauf 
ist in der Begründung darauf hinzuwei-
sen.  
 

  

Das derzeitige Geländeniveau darf inner-
halb des Schutzstreifens der 110-kV-Lei-
tung nicht verändert werden (keine Erhö-
hung). Sollte eine begründete Verände-
rung des derzeitigen Geländeniveaus im 
Schutzstreifen der 110-kV-Leitung vorlie-
gen, so dürfen diese nur nach vorheriger 

Eine Abstimmung mit der Netze 
BW erfolgt. 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Abstimmung mit der Netze BW durchge-
führt werden. 
 
1.4  Tanks für die Lagerung brennba-
rer Stoffe (z.B. Erdgastank, Dieseltank) 
erfordern einen besonderen Mindestab-
stand und sind im Einzelfall mit der 
Netze BW abzustimmen. 
 

  

1.5  Bäume und Sträucher müssen 
von den Leiterseilen stets einen Mindest-
abstand von 5 m haben. Um wiederkeh-
rende Ausästungen oder gar die Beseiti-
gung einzelner Bäume und Sträucher zu 
vermeiden, bitten wir dies bereits bei der 
Pflanzenauswahl zu berücksichtigen. 
 

  

2. Folgende Hinweise bitten wir in 
den textlichen Teil des Bebau-
ungsplans mit aufzunehmen: 

 

  

2.1  Geplante Vorhaben im Schutz-
streifen der 110-kV-Leitung sind vor Ein-
leitung des Baugenehmigungsverfahrens 
mit der Netze BW abzustimmen. Hierzu 
wenden Sie sich an die 
Netze BW GmbH, bauleitpla-
nung@netze-bw.de  
 

Der VBP enthält entsprechende 
nachrichtliche Darstellungen und 
Hinweise. 

ja 

2.2  Voraussetzung der Genehmigung 
eines Bauvorhabens im Schutzstreifen 
der 110-kV-Leitung ist die Neuregelung 
der Dienstbarkeit auf dem betroffenen 
Grundstück. Darüber hinaus ist die un-
eingeschränkte Zugänglichkeit für alle 
Arbeiten zu gewährleisten. Zur Neurege-
lung der Dienstbarkeit ist der Bereich 
Netze BW GmbH, Grundstücksrecht und 
Versicherungen, Durlacher Allee 93, 
76131 Karlsruhe, Frau Lena Förstner, E-
Mail: l.foerstner@netze-bw.de zu kontak-
tieren.  

s.o. 
 

 

2.3  Erschließungsplanungen im 
Schutzstreifen der 110-kV-Leitung dürfen 
nur nach vorheriger Abstimmung mit der 
Netze BW durchgeführt werden. Hierzu 
wenden Sie sich an die 
Netze BW GmbH, bauleitpla-
nung@netze-bw.de 
 

Hinweis im Textteil des BP. ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

2.4  Im gesamten Bereich des Schutz-
streifens der 110-kV-Freileitung ist die 
Ablagerung von Erdaushub, Baumaterial, 
o.ä. sowie die Veränderung der Boden-
profile mittels Bodenauftrag nicht gestat-
tet.  
 

Eine Abstimmung mit der Netze 
BW erfolgt. 

 

2.5  Die Lagerung und Verarbeitung 
leicht brennbarer Stoffe im Schutzstrei-
fen der 110-kV-Leitung, auch während 
der Bauzeit, ist nicht oder nur mit Zustim-
mung der Netze BW zulässig. Dies be-
trifft auch die Lagerung von leicht brenn-
baren Stoffen in Kleinmengen (vgl. 
TRGS 510) innerhalb von Gebäuden. 
 

s.o.  

2.6  Ein Kraneinsatz im oder in der 
Nähe des Schutzstreifen der 110-kV-Lei-
tung zur Errichtung von Gebäuden etc. 
ist nicht bzw. nur eingeschränkt möglich. 
Das Aufstellen von Baukränen ist des-
halb vorher mit der Netze BW abzustim-
men. 
 

s.o.  

2.7  Bei Parallelführungen und Kreu-
zungen von Infrastrukturleitungen (z. B. 
Rohrleitungen, Oberleitungen) mit unse-
ren 110-kV-Leitungen und -Kabeln kann 
es zu Beeinflussungsspannungen kom-
men. Die Technischen Empfehlungen 
der Schiedsstelle für Beeinflussungsfra-
gen (SfB), VDE 0845-6 oder das Regel-
werk der DVGW sind zu beachten. 
 

s.o.  

2.8  Im Schutzstreifen der 110-kV-Lei-
tung kann es durch Eisabwurf von den 
Leiterseilen sowie durch Vogelkot zu Be-
schädigungen bzw. Beeinträchtigungen 
kommen. Ferner wird der Wirkungsgrad 
von PV-Anlagen durch die Beschattung 
von Leiterseilen und Masten vermindert. 
Hierfür übernimmt die Netze BW keine 
Haftung. 
 

s.o.  

2.9  Bei der Planung von Verkehrsflä-
chen, wie Straßen, Wege und Parkflä-
chen und deren Straßenbeleuchtung im 
Schutzstreifen der 110-kV-Leitung sind 
Mindestabstände zu unseren Leiterseilen 

s.o.  



 
- 54 - 

Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

einzuhalten. Die Lage und Höhen sind 
mit der Netze BW abzustimmen. 
 
Wir weisen insbesondere darauf hin, 
dass der Mindestabstand von 3,00 m von 
den Oberkanten der Straßenbeleuchtun-
gen (nicht die Lichtpunkthöhen) zu unse-
ren Leiterseilen eingehalten werden 
müssen. Dies ist auch bei der Aufstel-
lung von Straßenbeleuchtungsmaste und 
einer späteren Instandhaltung (Aus-
tausch des Leuchtkopfes bzw. des 
Leuchtmittels mit Personen im Hubwa-
gen) zu berücksichtigen. Unter Berück-
sichtigung des Aufstellens der Beleuch-
tungsmaste und einer späteren Instand-
haltung empfehlen wir dringlich einen Si-
cherheitsabstand von 4,0 m einzuhalten, 
damit bei Instandhaltungsmaßnahmen 
(bspw. Austausch des Leuchtmittels) mit 
der Person, welche sich im Korb des 
Hubwagens befindet, den nach VDE 
0105 vorgegeben Sicherheitsabstand 
von mindestens 3,00 m eingehalten wird. 
 

s.o.  

2.10  Im Bereich der Freileitung ist da-
rauf zu achten, dass mit Personen, Bau-
geräten oder anderen Gegenständen 
stets ein Abstand von mindestens 3 m 
von den Leiterseilen eingehalten wird. 
Dabei ist ein seitliches Ausschwingen 
der Leiterseile zu berücksichtigen. Ein 
Baugeräteeinsatz ist frühzeitig mit der 
Netze BW abzustimmen, der Beginn der 
Bauarbeiten ist unserem Auftragszent-
rum-Mitte-HS (Tel.: 07141-79632-144, E-
Mail: Auftragszentrum-Mitte-HS@netze-
bw.de) mindestens drei Wochen vorher 
mitzuteilen. Diese Höhe darf nicht über-
schritten werden.  
 

s.o.  

Das Be- und Entladen von Lastkraftwa-
gen (insbesondere das Entleeren der La-
demulde) sowie der Einsatz von Bagger-
geräten ist nicht oder nur eingeschränkt 
möglich. 
 

  

> Stellungnahme der Netzentwick-
lung Mitte Netzplanung Sparten 
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Strom (Mittel- und Niederspan-
nung) (NETZ TEMN) 

 
Im Planungsgebiet befinden sich Mit-
telspannungskabel der Netze BW GmbH. 
Die Mittelspannungskabel sind nach un-
serer Ansicht bauhinderlich und müssen 
neu trassiert werden. 
 

Kenntnisnahme 
Die Kabeltrassen werden im Rah-
men der Ausführungsplanung neu 
trassiert. 
 

 
 
 

--- 

Wir bitten darum, unsere Stellungnahme 
im weiteren Verfahren zu berücksichti-
gen und uns über das Abwägungsergeb-
nis zu informieren, nach Abschluss des 
Verfahrens das Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans mitzuteilen und uns eine end-
gültige Fassung des Bebauungsplans in 
digitaler Form an unsere E-Mail-Sammel-
postfachadresse bauleitplanung@netze-
bw.de zuzusenden. Hierzu geben Sie 
bitte jeweils die o.g. Vorgangs-Nr. an. 
 

Es wird entsprechend  
verfahren. 
 

ja 

Parallel zu unserer 110-kV-Leitung ver-
läuft eine 220-kV-Leitung, LA 0342 der 
TransnetBW GmbH. Wir bitten, falls noch 
nicht geschehen, die Trans-
netBW GmbH, Heilbronner Str. 51-55 in 
70191 Stuttgart, E-Mail: bauleitpla-
nung@transnetbw.de ebenfalls (auch bei 
künftigen Verfahren) zu beteiligen. Bitte 
korrigieren Sie Ihre Verteilerliste der TöB 
entsprechend. 
 

Die TransnetBW GmbH wurde be-
teiligt. 

ja 

Abschließend bitten wir, uns am weiteren 
Verfahren zu beteiligen. 
 

Es wird entsprechend  
verfahren. 
 

ja 

13. Regierungspräsidium Stuttgart 
Mobilität, Verkehr, Straßen 
(Schreiben vom: 29.08.2022) 

 

  

Das Plangebiet befindet sich entlang der 
freien Strecke der Bundesstraße B 313. 
Es ist hier der gesetzliche Anbauabstand 
von 20 m nach § 9 FStrG einzuhalten. 
Dies gilt auch für Garagen, Carports, Ne-
benanalagen nach § 14 BauNVO. 
 

Kenntnisnahme 
Eine offizielle Befreiung/ Inaus-
sichtstellung einer Befreiung wird 
mit dem RP, Ref. 42 abgestimmt. 
 

--- 

Im Besonderen gilt nach § 9 Abs. 6 
FStrG auch für Werbeanlagen jeglicher 
Art der gesetzliche Anbauabstand von 20 
m, wie z. B. freistehende Werbeanlagen 

s.o.  
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sowie auch Fahnenmasten und Pylone. 
Ferner dürfen durch Werbeanlagen die 
Verkehrsteilnehmer weder geblendet 
noch abgelenkt werden. Der Übertra-
gung visueller Informationen auf einem 
Display oder Video-Flächen wird aus 
Gründen der Verkehrssicherheit an den 
Bundesstraßen nicht zugestimmt. 
 
Nach der uns vorliegenden Planung soll 
die geplante Lärmschutzwand, Höhe hier 
6 m, entlang der Bundestraße B 313 er-
stellt werden. Bezüglich der Stellung-
nahme vom 26.04.2022 durch Referat 42 
(Herr Grothe) soll die Lärmschutzwand 
auf dem Gelände der DHL erstellt wer-
den. Diese Forderung ist zwingend ein-
zuhalten. Die Lärmschutzwand darf nicht 
auf dem Grundstück der Bundesstraße 
stehen. Die Lärmschutzwand befindet 
sich in alleiniger Eigentums- und Unter-
haltslast der Gemeinde Wendlingen bzw. 
des Antragstellers. 
 

Die geplante Lärmschutzwand 
wird auf dem Gelände der Vorha-
bentägerin erstellt. 

ja 

Des Weiteren ist darauf zu achten, dass 
kein zusätzliches Wasser von der  
Lärmschutzwand der B 313 zugeführt 
wird. Ebenso sind statische Nachweise  
der Standfähigkeit der Wand nachzuwei-
sen. 
 

Kenntnisnahme 
Entsprechende Nachweise zur 
Entwässerung und zur Statik wer-
den im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens vorgelegt. 

--- 

Während des Aufbaus der Lärmschutz-
wand darf die Funktionsfähigkeit der 
Bundesstraße nicht beeinträchtigt und 
beeinflusst werden. Infolgedessen sollte 
aus Verkehrssicherheitsaspekten von 
der straßenabgewandten Seite die Lärm-
schutzwand erstellt werden. 
 

Kenntnisnahme 
Wird im Rahmen der Bauausfüh-
rung beachtet. 

--- 

Ferner muss geprüft werden, ob für den 
Bereich des Bebauungsplans „Ghai II 
Neckarwasen“ eine Schutzeinrichtung er-
forderlich wird. Die Prüfung hat gem. 
RPS 2009 (Richtlinie für passive Schutz-
einrichtungen) zu erfolgen. Sofern ent-
lang der B 313 bereits Schutzeinrichtun-
gen vorhanden sind, ist gemäß der ge-
nannten Richtlinie zu prüfen, ob diese 
ausreicht oder ggf. geändert werden 
muss. Dies ist Sache des Antragstellers. 

Kenntnisnahme 
Wird im Rahmen der Bauausfüh-
rung geprüft/ beachtet. 

--- 
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Die Kosten für passive Schutzeinrichtun-
gen sind hier vom Antragsteller zu tra-
gen. 
 
Den geplanten Stellplätzen können wir 
zustimmen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Die Erschließung kann nur über den neu 
geplanten Knotenpunkt der Kreisstraße 
K 1266 erfolgen. 
 

Kenntnisnahme 
Die Planung sieht dies so vor. 

--- 

Es dürfen keine neuen direkten Zufahr-
ten zur Bundesstraße B 313 gem. § 9 
FStrG angelegt werden. 
 

Kenntnisnahme 
Die Planung sieht dies so vor. 

--- 

Bei einer evtl. Außenbeleuchtung ist eine 
Blendfreiheit für die Verkehrsteilnehmer 
sicherzustellen. 
 

Kenntnisnahme 
Die Planung sieht dies so vor. 
Es wurde ein entsprechendes 
Gutachten zum Thema 
Lichtimmissionen/ Blendfreiheit 
erstellt (Lichttechnische Untersu-
chung, Müller-BBM Industry Solu-
tions GmbH, Planegg, 
29.03.2023). 

. 

--- 

Wir bitten die genannten Punkte in den 
schriftlichen sowie im zeichnerischen Teil 
des Bebauungsplans mit aufzunehmen. 
 

Der VBP enthält entsprechende 
Festsetzungen und Hinweise. 

ja 

Lärmschutzmaßnahmen sind alleine Sa-
che des Antragstellers. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Die Abteilung 4 (Mobilität, Verkehr Stra-
ßen) des Regierungspräsidiums Stuttgart 
ist im weiteren Planungsprozess zu be-
teiligen. 
 

Es wird entsprechend verfahren ja 

14. Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom 06.09.2022) 

  

1. Dem Vorhaben stehen aufgrund der 
Lage im Regionalen Grünzug Ziele der 
Regionalplanung entgegen. 
 

Kenntnisnahme 
Wird im Umweltbericht abgearbei-
tet. Das entsprechende Zielabwei-
chungsverfahren läuft parallel.  
 

--- 

2. Auf das erforderliche Zielabwei-
chungsverfahren wird hingewiesen. 
 

Kenntnisnahme 
Die erforderlichen Unterlagen 
wurden bereits eingereicht. 

--- 
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Dem Beschlussvorschlag geht folgender 
Sachvortrag mit regionalplanerischer 
Wertung voraus: 
 

  

Sachvortrag:  
Nordöstlich der Ortslage von Köngen be-
findet sich zwischen der Bundesstraße B 
313 und der Kreisstraße K 1266 das 
DHL-Paketzentrum Köngen. Um das zu-
nehmende Sendungsaufkommen bewäl-
tigen zu können, ist die Erweiterung des 
bestehenden Paketzentrums erforderlich. 
 

  

Diese geplante Erweiterung ragt in einen 
Regionalen Grünzug hinein.  
Der Planungsausschuss hat sich mit die-
sem Vorhaben bereits in seiner Sitzung 
am 12.07.2017 befasst (vgl. Vorlage Nr. 
PLA 212/2017). Hinsichtlich des Regio-
nalen Grünzugs wurden Bedenken ge-
gen den Bebauungsplanentwurf sowie 
gegen die 4. Änderung der 3. Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Wendlin-
gen am Neckar erhoben und auf die Er-
forderlichkeit eines Zielabweichungsver-
fahren hingewiesen 
 

Kenntnisnahme 
Das Zielabweichungsverfahren 
läuft parallel. 

--- 

Mittlerweile haben sich die Anforderun-
gen an das geplante Vorhaben geändert. 
Daher wurden die Beschlüsse zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes bzw. Än-
derung des FNP aus dem Jahr 2017 auf-
gehoben. Mittlerweile liegen neue Be-
schlussfassungen vor, wobei nun ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan auf-
gestellt werden soll; parallel zur 4. Ände-
rung des FNP. 
 

  

Die Änderungen gegenüber der Planung 
aus dem Jahr 2017 betreffen im Wesent-
lichen die Stellflächen und Parkhäuser, 
die innere Erschließung, den Neubau ei-
ner „Co-Location“ (im ursprünglichen 
Planentwurf als mechanisierte Zustellba-
sis bezeichnet) sowie den Lärmschutz. 
 

  

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan 
stellt das Plangebiet als „gewerbliche 
Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha) und als 
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landwirtschaftliche Fläche (ca. 6,7 ha) 
dar.  
Die Darstellungen sollen in „gewerbliche 
Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha), „ge-
werbliche Baufläche geplant“ (ca. 5,9 
ha), Verkehrsfläche (ca. 0,1 ha) und Flä-
che für Sportanlagen ca. 0,7 ha) geän-
dert werden. 
 
Der Bebauungsplanentwurf setzt als Nut-
zung „Paketzentrum für die Sammlung, 
Sortierung und Verteilung von Post- und 
Paketsendungen sowie dem Paketzent-
rum dienende Gebäude, bauliche Anla-
gen, Nebenanlagen, Erschließungsflä-
chen sowie Kfz- und Lkw-Stellplätze so-
wie Anlagen für den Lärmschutz“ fest. 
Zudem werden Flächen für Sportanlagen 
mit der Zweckbestimmung „Trialgelände 
für Motorräder“ festgesetzt. Ausnahms-
weise zulässig sind hier Schank- und 
Speisewirtschaften.  
Aussagen bezüglich des Wegfalls der 
vorhandenen ökologischen Ausgleichs-
maßnahmen und Retentionsflächen lie-
gen derzeit noch nicht vor. Der Umwelt-
bericht wird derzeit erstellt. 
 

  

Regionalplanerische Wertung:  
Die in der Vorlage Nr. PLA 212/2017 ge-
troffene Regionalplanerische Wertung 
gilt im Wesentlichen weiterhin: 
 

  

Der größte Teil der geplanten Erweite-
rungsfläche ragt keilförmig in einen Regi-
onalen Grünzug. Regionale Grünzüge 
dürfen lt. Plansatz 3.1.1 (Z) des Regio-
nalplanes keiner weiteren Belastung, ins-
besondere durch Bebauung, ausgesetzt 
werden. Funktionswidrige Nutzungen 
sind ausgeschlossen. 
 

Kenntnisnahme 
Das Zielabweichungsverfahren 
läuft parallel. 

--- 

Zwischen den Gemeinden Köngen und 
Wendlingen am Neckar, dem Investor, 
der Geschäftsstelle des Verbands Re-
gion Stuttgart und Vertretern des Regie-
rungspräsidiums Stuttgart sowie des 
Landratsamtes wurden in Vorgesprächen 
verschiedene Fragen u.a. zu alternativen 
Standorten außerhalb Regionaler 

Kenntnisnahme 
Die Planung sieht eine kompakte 
Anordnung der geplanten Coloca-
tion im nordwestlichen Anschluss 
an das bestehende Paketzentrum 
vor. Die erforderlichen Stellplätze 
für Beschäftigte und für Zustell-
fahrzeuge sind überwiegend 

--- 
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Grünzüge erörtert: Die Errichtung der 
Co-Location ist zwar an einem anderen 
Standort theoretisch denkbar, jedoch 
aufgrund der Arbeitsabläufe und zur Mi-
nimierung der internen Verkehrswege 
nur in enger Nachbarschaft mit dem be-
stehenden Paketzentrum sinnvoll. Da es 
keine Alternative zur Erweiterung des 
Postfrachtzentrums gibt, die sich ohne 
Eingriff in einen Regionalen Grünzug re-
alisieren ließe, wurde in den Vorgesprä-
chen eine kompaktere Stellung der ge-
planten zu den bestehenden Gebäuden 
angeregt, um den Eingriff in den Frei-
raum zu mini- 
mieren. 
 

flächensparend in 2 mehrge-
schossigen Parkhäusern vorgese-
hen. Eine weitere Komprimierung 
der Gesamtanlage ist aus funktio-
nalen Gründen nicht möglich. 

Mit der Erweiterung des Paketzentrums 
soll zudem die verkehrliche Erschließung 
und Abwicklung neu konzipiert werden. 
Die Umsetzung der geplanten Maßnah-
men würde eine deutliche Verbesserung 
der Verkehrssituation in Köngen allge-
mein und im angrenzenden Gewerbege-
biet insbesondere zur Folge haben. 
 

Kenntnisnahme --- 

Da den Planungen jedoch der Regionale 
Grünzug als verbindliches Ziel der Regi-
onalplanung entgegensteht soll beim Re-
gierungspräsidium Stuttgart die Zulas-
sung einer Zielabweichung beantragt 
werden. Der Verband Region Stuttgart 
wird dazu in einem gesonderten Verfah-
ren beteiligt. 
 

Kenntnisnahme 
Das Zielabweichungsverfahren 
läuft parallel. 

--- 

Das Plangebiet liegt nach Plansatz 3.2.1 
(G) des Regionalplanes in einem Vorbe-
haltsgebiet für Naturschutz und Land-
schaftspflege. Hier soll der Naturhaushalt 
erhalten und die biologische Vielfalt ge-
fördert werden. Diesen Belangen kommt 
bei der Abwägung ein besonderes Ge-
wicht zu. 
 

Die Begrünung und der Umwelt-
bericht enthalten Ausführungen 
zu diesen Themen. 

ja 

Nach der Sitzung des Planungsaus-
schusses wird Ihnen der Beschluss um-
gehend mitgeteilt. 
 
 

Kenntnisnahme --- 
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15. Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom: 16.09.2022) 

 

  

der Planungsausschuss des Verbandes 
Region Stuttgart hat am 14.09.2022 die 
regionalplanerische Stellungnahme be-
schlossen. 
 

Kenntnisnahme 
Es wird auf die Abwägung zum 
Schreiben des Verband Region 
Stuttgart vom 06.09.2022 verwie-
sen (siehe Ziffer 14 dieser Abwä-
gungstabelle). 

--- 

1. Dem Vorhaben stehen aufgrund 
der Lage im Regionalen Grünzug 
Ziele der Regionalplanung entge-
gen. 

 

  

2. Auf das erforderliche Zielabwei-
chungsverfahren wird hingewie-
sen. 

 

  

Sachvortrag: 
 

  

Nordöstlich der Ortslage von Köngen be-
findet sich zwischen der Bundesstraße B 
313 und der Kreisstraße K 1266 das 
DHL-Paketzentrum Köngen. Um das zu-
nehmende Sendungsaufkommen bewäl-
tigen zu können, ist die Erweiterung des 
bestehenden Paketzentrums erforderlich. 
 

  

Diese geplante Erweiterung ragt in einen 
Regionalen Grünzug hinein. 
 

  

Der Planungsausschuss hat sich mit die-
sem Vorhaben bereits in seiner Sitzung 
am 12.07.2017 befasst (vgl. Vorlage Nr. 
PLA 212/2017). Hinsichtlich des Regio-
nalen Grünzugs wurden Bedenken ge-
gen den Bebauungsplanentwurf sowie 
gegen die 4. Änderung der 3. Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Wendlin-
gen am Neckar erhoben und auf die Er-
forderlichkeit eines Zielabweichungsver-
fahren hingewiesen. 
 

  

Mittlerweile haben sich die Anforderun-
gen an das geplante Vorhaben geändert. 
Daher wurden die Beschlüsse zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes bzw. Än-
derung des FNP aus dem Jahr 2017 auf-
gehoben. Mittlerweile liegen neue 
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Beschlussfassungen vor, wo-bei nun ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan auf-
gestellt werden soll; parallel zur 4. Ände-
rung des FNP. 
 
Die Änderungen gegenüber der Planung 
aus dem Jahr 2017 betreffen im Wesent-
lichen die Stellflächen und Parkhäuser, 
die innere Erschließung, den Neubau ei-
ner „Co-Location“ (im ursprünglichen 
Planentwurf als mechanisierte Zustellba-
sis bezeichnet) sowie den Lärmschutz. 
 

  

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan 
stellt das Plangebiet als „gewerbliche 
Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha) und als 
landwirtschaftliche Fläche (ca. 6,7 ha) 
dar. Die Darstellungen sollen in „gewerb-
liche Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha), 
„gewerbliche Baufläche geplant“ (ca. 5,9 
ha), Verkehrsfläche (ca. 0,1 ha) und Flä-
che für Sportanlagen ca. 0,7 ha) geän-
dert werden. 
 

  

Der Bebauungsplanentwurf setzt als Nut-
zung „Paketzentrum für die Sammlung, 
Sortierung und Verteilung von Post- und 
Paketsendungen sowie dem Paketzent-
rum dienende Gebäude, bauliche Anla-
gen, Nebenanlagen, Erschließungsflä-
chen sowie Kfz- und Lkw-Stellplätze so-
wie Anlagen für den Lärmschutz“ fest. 
Zudem werden Flächen für Sportanlagen 
mit der Zweckbestimmung „Trialgelände 
für Motorräder“ festgesetzt. Ausnahms-
weise zulässig sind hier Schank- und 
Speisewirtschaften. 
Aussagen bezüglich des Wegfalls der 
vorhandenen ökologischen Ausgleichs-
maßnahmen und Retentionsflächen lie-
gen derzeit noch nicht vor. Der Umwelt-
bericht wird derzeit erstellt. 
 

  

Regionalplanerische Wertung: 
 

  

Die in der Vorlage Nr. PLA 212/2017 ge-
troffene Regionalplanerische Wertung 
gilt im Wesentlichen weiterhin: 
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Der größte Teil der geplanten Erweite-
rungsfläche ragt keilförmig in einen Regi-
onalen Grünzug. Regionale Grünzüge 
dürfen lt. Plansatz 3.1.1 (Z) des Regio-
nalplanes keiner weiteren Belastung, ins-
besondere durch Bebauung, ausgesetzt 
werden. Funktionswidrige Nutzungen 
sind ausgeschlossen. 
 

  

Zwischen den Gemeinden Köngen und 
Wendlingen am Neckar, dem Investor, 
der Geschäftsstelle des Verbands Re-
gion Stuttgart und Vertretern des Regie-
rungspräsidiums Stuttgart sowie des 
Landratsamtes wurden in Vorgesprächen 
verschiedene Fragen u.a. zu alternativen 
Standorten außerhalb Regionaler Grün-
züge erörtert: Die Errichtung der Co-Lo-
cation ist zwar an einem anderen Stand-
ort theoretisch denkbar, jedoch aufgrund 
der Arbeitsabläufe und zur Minimierung 
der internen Verkehrswege nur in enger 
Nachbarschaft mit dem bestehenden Pa-
ketzentrum sinnvoll. Da es keine Alterna-
tive zur Erweiterung des Postfrachtzent-
rums gibt, die sich ohne Eingriff in einen 
Regionalen Grünzug realisieren ließe, 
wurde in den Vorgesprächen eine kom-
paktere Stellung der geplanten zu den 
bestehenden Gebäuden angeregt, um 
den Eingriff in den Freiraum zu minimie-
ren. 

  

Mit der Erweiterung des Paketzentrums 
soll zudem die verkehrliche Erschließung 
und Abwicklung neu konzipiert werden. 
Die Umsetzung der geplanten Maßnah-
men würde eine deutliche Verbesserung 
der Verkehrssituation in Köngen allge-
mein und im angrenzenden Gewerbege-
biet insbesondere zur Folge haben. 
 

  

Da den Planungen jedoch der Regionale 
Grünzug als verbindliches Ziel der Regi-
onalplanung entgegensteht soll beim Re-
gierungspräsidium Stuttgart die Zulas-
sung einer Zielabweichung beantragt 
werden. Der Verband Region Stuttgart 
wird dazu in einem gesonderten Verfah-
ren beteiligt. 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Das Plangebiet liegt nach Plansatz 3.2.1 
(G) des Regionalplanes in einem Vorbe-
haltsgebiet für Naturschutz und Land-
schaftspflege. Hier soll der Naturhaushalt 
erhalten und die biologische Vielfalt ge-
fördert werden. Diesen Belangen kommt 
bei der Abwägung ein besonderes Ge-
wicht zu. 
 

  

Wir bitten um eine weitere Beteiligung 
am Verfahren. 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

16. Regierungspräsidium Freiburg 
Geologie, Rohstoffe + Bergbau 
(Schreiben vom 20.09.2022) 

 

  

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund 
fachgesetzlicher Regelungen, die 
im Regelfall nicht überwunden 
werden können 

 
 Keine 
 

  

2. Beabsichtigte eigene Planungen 
und Maßnahmen, die den Plan be-
rühren können, mit Angabe des 
Sachstandes 

 
 Keine 
 

  

3. Hinweise, Anregungen oder Be-
denken 
 

  

Geotechnik 
 

  

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszü-
gen daraus erfolgt. Sofern für das Plan-
gebiet ein ingenieurgeologisches Über-
sichtsgutachten, Baugrundgutachten o-
der geotechnischer Bericht vorliegt, lie-
gen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachten-
den Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit 
der geplanten Nutzung vorausgesetzt, 
wird andernfalls die Übernahme der fol-
genden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan empfohlen: 

Kenntnisnahme 
Im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens wurde ein Fachgutach-
ten zum Thema Geotechnik/ Bau-
grund/ Altlasten erstellt (Geotech-
nischer Bericht, Kleegräfe, Lip-
pstadt, 19.01.2023). 

 

ja 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Ausstrichbereich der Trossingen-
Formation (Knollenmergel), welche je-
doch großflächig von Auenlehm und 
Anthropogenen Ablagerungen mit im De-
tail nicht bekannter Mächtigkeit überla-
gert wird. Die Gesteine der Trossingen-
Formation (Knollenmergel) streichen nur 
im nördlichen Randbereich des Plange-
bietes sowie im daran angrenzenden 
Hanggelände aus. 
 

Der Textteil des VBP enthält ei-
nen entsprechenden Hinweis. 

 

Mit Auffüllungen vorangegangener Nut-
zungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie einem kleinräumig 
deutlich unterschiedlichen Setzungsver-
halten des Untergrundes ist zu rechnen. 
Ggf. vorhandene organische Anteile kön-
nen zu zusätzlichen bautechnischen Er-
schwernissen führen. Der Grundwasser-
flurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 

  

Die anstehenden Gesteine der Trossin-
gen-Formation (Knollenmergel) neigen 
zu Rutschungen.  
 

  

Die Lage des Rutschgebiets kann dem 
als Anhang beigefügten Plan entnom-
men werden. Über den genauen Umfang 
und die Aktivität des Rutschungsgebiets 
ist nichts Näheres bekannt. Bereits klei-
nere Eingriffe in das Hanggleichgewicht 
können zu einer Reaktivierung alter 
Gleitflächen bzw. zur Bildung neuer 
Gleitflächen führen. 
 

Kenntnisnahme 
Die Hangrutschungsthematik wir 
im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens erstellten Fachgutach-
ten behandelt. Im Rahmen voran-
gegangener Arbeiten konnten 
keine Hinweise auf Rutschungs-
vorgänge erkannt werden. Auch 
im Hinblick auf die vom RP vorge-
tragenen Anmerkungen zur Ent-
wicklung/Reaktivierung von Gleit-
flächen wird für das Bauvorhaben 
von einer Versickerung anfallen-
der Niederschlagswässer abgera-
ten.  
Hinweise zur ebenfalls seitens 
des RP erwähnten Grundwasser- 
und Gründungsthematik sind im 
Gutachten im Detail enthalten 
sein.  
 

--- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen gemäß 
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 

s.o.  

Boden 
 

  

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 
 

  

Mineralische Rohstoffe 
 

  

Zum Planungsvorhaben sind aus roh-
stoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubrin-
gen. 
 

  

Grundwasser 
 

  

Es wird darauf hingewiesen, dass in den 
quartären Ablagerungen im Plangebiet 
hoch anstehendes, ggf. auch artesisch 
gespanntes, Grundwasser auftreten 
kann. Mit einer Kommunikation des 
Grundwassers mit dem Vorfluter Neckar, 
d.h. bei Hochwasser kurzfristig anstei-
gendem Wasserstand, ist zu rechnen. 
 

Der Textteil des VBP enthält ei-
nen entsprechenden Hinweis. 

ja 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bear-
beitung hydrogeologischer Themen 
durch das LGRB statt.  
 

  

Bergbau 
 

  

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. 
 

  

Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Un-
terlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder künstlich geschaffenen Alt-
hohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, un-
terirdische Keller) betroffen. 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung 
 

Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 
Geotopschutz 
 

  

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschut-
zes nicht tangiert. 
 

Kenntnisnahme --- 

Allgemeine Hinweise 
 

  

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht 
über die am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen wer-
den. 
 

Kenntnisnahme --- 

Des Weiteren verweisen wir auf unser 
Geotop-Kataster, welches im Internet un-
ter der Adresse http://lgrb-bw.de/geotou-
rismus/geotope (Anwendung LGRB-
Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen 
werden kann. 
 

Kenntnisnahme --- 

   
 
 
 
Von folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gingen  
keine Stellungnahmen ein:  
 
- IHK Bezirkskammer Esslingen-Nürtingen 
- BUND Landesgeschäftsstelle Stuttgart 
- Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 
- Landesnaturschutzverband Arbeitskreis Esslingen, Verena Schiltenwolf 
- NABU Baden-Württemberg 
- NABU Köngen-Wendlingen, Albrecht Gärtner 
- NABU Köngen-Wendlingen, Frank Kirschner 
- Unitymedia GmbH/Vodafone 
- Deutsche Telekom AG, T-Com 
- VVS Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH 
 
 
Aufgestellt im Auftrag des Gemeindeverwaltungsverbandes Wendlingen am Neckar 
Stuttgart, den 28.04.2023 
 
 
ARP/ R. Schneider 


